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Sitzungsverlauf 
 
Herr Büttner eröffnet als Vorsitzender die Sitzung und stellt die ordnungsgemäße Ladung 
sowie Beschlussfähigkeit fest. 
 
1. 8. Änderung des Regionalplans Südhessen/Regionalen 

Flächennutzungsplans 2010 für die Stadt Karben, Stadtteil 
Kloppenheim 
Gebiet: "Am Hang" 
hier: Aufstellungsbeschluss mit anschließender frühzeitiger 
Beteiligung 

V-2024-2 

 

Beschluss: 
Der Verbandskammer wird empfohlen, der Vorlage des Regionalvorstandes, 
Drucksache Nr. V-2024-2, zuzustimmen. 
 
Abstimmungsergebnis: 
Einstimmig 
 
2. 4. Änderung des Regionalplans Südhessen/Regionalen 

Flächennutzungsplans 2010 für die Gemeinde Neuberg, 
Ortsteile Rüdigheim und Ravolzhausen 
Gebiet: "Feuerwehrstützpunkt 
hier: Aufstellungsbeschluss mit anschließender frühzeitiger 
Beteiligung 

V-2024-3 

 

Beschluss: 
Der Verbandskammer wird empfohlen, der Vorlage des Regionalvorstandes, 
Drucksache Nr. V-2024-3, zuzustimmen. 
 
Abstimmungsergebnis: 
Einstimmig 
 
3. Anfragen und Mitteilungen 
 

keine 
 
 

 
 
 
 
 
 

 
Klaus Büttner 
Vorsitzender 

Ute Lauer 
Schriftführerin 

 
 



Drucksache Nr. V-2024-2 
 
 

  

 

 

 
 
 
 
 
Beratungsfolge Termin Beratungsaktion 

Regionalvorstand 15.02.2024 nichtöffentlich 
Planungsausschuss 07.03.2024 öffentlich 
Planungsausschuss 13.03.2024 öffentlich 
Verbandskammer 13.03.2024 öffentlich 
 
 
Betreff: 
8. Änderung des Regionalplans Südhessen/Regionalen Flächennutzungsplans 2010 für 
die Stadt Karben, Stadtteil Kloppenheim 
Gebiet: "Am Hang" 
hier: Aufstellungsbeschluss mit anschließender frühzeitiger Beteiligung 
 
Beschlussvorschlag: 
Die als Anlage beigefügte Drucksache wird beschlossen. 
 
 



Drucksache Nr. V-2024-2

Dezernat I 

Abteilung Planung

8. Änderung des Regionalplans Südhessen/Regionalen Flächennutzungsplans 2010 
für die Stadt Karben, Stadtteil Kloppenheim 
Gebiet: "Am Hang"

hier: Aufstellungsbeschluss mit anschließender frühzeitiger Beteiligung

I. Antrag

Die Verbandskammer möge beschließen:

1. Gemäß §§ 2 Abs. 1 und 205 Baugesetzbuch (BauGB) in Verbindung mit 
§ 8 Abs. 1 Nr. 1 des Gesetzes über die Metropolregion Frankfurt/Rhein-Main (Metro-
polG) wird das Verfahren zur 8. Änderung des Regionalplans Südhessen/Regionalen 
Flächennutzungsplans 2010 für die Stadt Karben, Stadtteil Kloppenheim, Gebiet: "Am 
Hang" eingeleitet.

Gemäß vorgelegten Planzeichnungen wird Folgendes geändert: 
Fläche 1 von "Grünfläche - Wohnungsferne Gärten" (ca. 0,53 ha) in "Wohnbaufläche, 
geplant" (ca. 0,53 ha) und die Fläche 2 von "Grünfläche - Sportanlage" (ca. 1,1 ha) in 
"Fläche für den Gemeinbedarf, geplant" (ca. 1,1 ha).

2. Gemäß der von der Verbandskammer am 29.04.2015 beschlossenen und durch Be-
schlüsse vom 11.12.2019 und 14.12.2022 ergänzten Richtlinie zum Flächenaus-
gleich, kann auf einen Flächenausgleich verzichtet werden, da sich der Änderungsbe-
reich mit überwiegender Wohnnutzung innerhalb eines Radius von 2 km um einen 
Schienenhaltepunkt befindet.

3. Die Einleitung des Verfahrens ist im Staatsanzeiger für das Land Hessen öffentlich 
bekannt zu machen.

4. Der Regionalvorstand wird beauftragt, das weitere Verfahren, insbesondere die Ab-
stimmung gemäß § 2 Abs. 2 BauGB, die Beteiligung gemäß § 4 Abs. 1 BauGB sowie 
die Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs. 1 BauGB durchzuführen.

5. Der Regionalvorstand wird beauftragt, die Vorlage der Regionalversammlung Süd-
hessen vorzulegen mit der Bitte um Kenntnisnahme und Zustimmung zur Durchfüh-
rung des Planänderungsverfahrens nach Baugesetzbuch (BauGB).

Betr.:

Vorg.:



8. Änderung des Regionalplans Südhessen/Regionalen Flächennutzungsplans 2010 

für die Stadt Karben, Stadtteil Kloppenheim 

Gebiet: "Am Hang" 

Beschluss

- 2 -

II. Erläuterung der Planung

Anlass, Inhalt und Zweck der Änderung sind der vorgelegten Begründung zu entnehmen. An 
dieser Stelle erfolgt nur eine kurze Zusammenfassung:

Im Rahmen des Änderungsverfahrens sollen eine zweizügige Grundschule sowie ein Ver-
kehrsübungsplatz auf einer bisher als Sportplatz und provisorisch genutzen Park&Ride Flä-
che entstehen. Nördlich von diesen Flächen soll - dort wo sich aktuell die temporären Schul-
container befinden - eine neue Wohnbauflächen entstehen. In diesem Zusammenhang müs-
sen auf der Fläche 1 die bestehenden "Wohnungsferne Gärten" in "Wohnbaufläche - geplant" 
und auf der Fläche 2 die "Grünfläche - Sportanlage" in "Gemeinbedarfsfläche - geplant" ge-
ändert werden. 
Damit ein entsprechender Bebauungsplan als aus dem Regionalplan Südhessen/Regionalen 
Flächennutzungsplan 2010 (RPS/RegFNP 2010) entwickelt angesehen werden kann, ist eine 
Änderung der derzeitigen Darstellung des RPS/RegFNP 2010 erforderlich.

Nach derzeitigem Erkenntnisstand ist davon auszugehen, dass die Durchführung eines 
Abweichungsverfahrens vom Regionalplan Südhessen/Regionalen Flächennutzungsplan 
2010 nach § 4 Abs. 9 und/oder § 8 HLPG (Hessisches Landesplanungsgesetz) nicht 
erforderlich ist.

Flächenausgleich: 
Gemäß der von der Verbandskammer am 29.04.2015 beschlossenen und durch Beschlüsse 
vom 11.12.2019 und 14.12.2022 ergänzten Richtlinie zum Flächenausgleich, kann auf einen 
Flächenausgleich verzichtet werden, da sich der Änderungsbereich mit überwiegender 
Wohnnutzung innerhalb eines Radius von 2 km um einen Schienenhaltepunkt befindet.
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8. Änderung des Regionalplans Südhessen/Regionalen Flächennutzungsplans 2010 
für die Stadt Karben, Stadtteil Kloppenheim 
Gebiet: "Am Hang"

Aufstellungsbeschluss mit anschließender frühzeitiger Beteiligung

Ausfertigungsstand: 25.01.2024 3 von 24

Fakten im Überblick

Anlass und Ziel der Änderung: Im Rahmen des Änderungsverfahrens sollen eine zwei-

zügige Grundschule sowie ein Verkehrsübungsplatz auf 

einer bisher als Sportplatz und provisorisch genutzen 

Park&Ride Fläche entstehen (Fläche 2). Darüber hinaus 

soll - dort wo sich aktuell die temporären Schulcontainer 

befinden - eine neue Wohnbaufläche entstehen (Fläche 

1). In diesem Zusammenhang müssen auf der Fläche 1 

die bestehenden "Wohnungsferne Gärten" in "Wohnbau-

fläche - geplant" und auf der Fläche 2 die "Grünfläche - 

Sportanlage" in "Gemeinbedarfsfläche - geplant" geän-

dert werden.

Flächenausgleich nicht erforderlich 

Gebietsgröße 1,63 ha

Zielabweichung nicht erforderlich 

Stadtverordneten- bzw. Ge-

meindevertreterbeschluss 

zur RegFNP-Änderung

15.09.2023

Parallelverfahren  nein  ja, Bebauungsplan Nr. 231 „Kindergarten, 

Grundschule und Wohnen Am Hang“

FFH-Vorprüfung nicht erforderlich 

Vorliegende Gutachten zu Themen: Artenschutz



8. Änderung des Regionalplans Südhessen/Regionalen Flächennutzungsplans 2010 
für die Stadt Karben, Stadtteil Kloppenheim 
Gebiet: "Am Hang"

Aufstellungsbeschluss mit anschließender frühzeitiger Beteiligung

Ausfertigungsstand: 25.01.2024 4 von 24

Derzeitige RegFNP-Darstellung

Grenze des Änderungsbereiches Maßstab: 1 : 50 000



8. Änderung des Regionalplans Südhessen/Regionalen Flächennutzungsplans 2010 
für die Stadt Karben, Stadtteil Kloppenheim 
Gebiet: "Am Hang"

Aufstellungsbeschluss mit anschließender frühzeitiger Beteiligung

Ausfertigungsstand: 25.01.2024 5 von 24

Beabsichtigte RegFNP-Darstellung

Grenze des Änderungsbereiches Maßstab: 1 : 50 000

Fläche 1 von "Grünfläche - Wohnungsferne Gärten" (ca. 0,53 ha) in "Wohnbaufläche, ge-
plant" (ca. 0,53 ha) und die Fläche 2 von "Grünfläche - Sportanlage" (ca. 1,1 ha) in "Fläche 
für den Gemeinbedarf, geplant" (ca. 1,1 ha).



8. Änderung des Regionalplans Südhessen/Regionalen Flächennutzungsplans 2010 
für die Stadt Karben, Stadtteil Kloppenheim 
Gebiet: "Am Hang"

Aufstellungsbeschluss mit anschließender frühzeitiger Beteiligung

Ausfertigungsstand: 25.01.2024 6 von 24

Anpassung der Beikarte 1: Vermerke, nachrichtliche Übernahmen, Kennzeichnungen:

Grenze des 
Änderungsbereiches

Ohne Maßstab

Anpassung der Beikarte 2: Regionaler Einzelhandel:

Grenze des 
Änderungsbereiches

Ohne Maßstab



8. Änderung des Regionalplans Südhessen/Regionalen Flächennutzungsplans 2010 
für die Stadt Karben, Stadtteil Kloppenheim 
Gebiet: "Am Hang"

Aufstellungsbeschluss mit anschließender frühzeitiger Beteiligung

Ausfertigungsstand: 25.01.2024 7 von 24

Luftbild (Stand 2021)

Luftbilder 2021: Hessisches Landesamt für Bodenmanagement und Geoinformation

Grenze des Änderungsbereiches Maßstab: 1 : 10 000



8. Änderung des Regionalplans Südhessen/Regionalen Flächennutzungsplans 2010 
für die Stadt Karben, Stadtteil Kloppenheim 
Gebiet: "Am Hang"

Aufstellungsbeschluss mit anschließender frühzeitiger Beteiligung

Ausfertigungsstand: 25.01.2024 8 von 24

Vergrößerung der beabsichtigten Änderung

Grenze des Änderungsbereiches ohne Maßstab
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8. Änderung des Regionalplans Südhessen/Regionalen Flächennutzungsplans 2010 
für die Stadt Karben, Stadtteil Kloppenheim 
Gebiet: "Am Hang"

Aufstellungsbeschluss mit anschließender frühzeitiger Beteiligung

Ausfertigungsstand: 25.01.2024 11 von 24

Begründung

A: Erläuterung der Planänderung 

A 1. Rechtliche Grundlagen

Das Verfahren zur Änderung des Regionalplans Südhessen/Regionalen Flächennutzungs-
plans 2010 (RPS/RegFNP 2010) wird gemäß den §§ 2 Abs.1 und 205 Baugesetzbuch 
(BauGB) in Verbindung mit § 8 Abs.1 Nr.1 des Gesetzes über die Metropolregion Frank-
furt/Rhein-Main (MetropolG) durchgeführt. Der RPS/RegFNP 2010 stellt gemäß § 5 BauGB 
für den Ballungsraum Frankfurt/Rhein-Main im Sinne des § 2 MetropolG die sich aus der be-
absichtigten städtebaulichen Entwicklung ergebende Art der Bodennutzung dar und legt ge-
mäß § 5 HLPG (Hessisches Landesplanungsgesetz) in Verbindung mit § 9 HLPG Erforder-
nisse der Raumordnung fest.

Baugesetzbuch, Baunutzungsverordnung, Planzeichenverordnung, Hessisches Landespla-
nungsgesetz und das Gesetz über die Metropolregion Frankfurt/Rhein-Main bilden neben 
weiteren Fachgesetzen in der jeweils gültigen Fassung zum Zeitpunkt der Beschlussfassung 
die Rechtsgrundlagen der Planung.

A 2. Geltungsbereich

Der Änderungsbereich liegt im Süden des Stadtteils Kloppenheim und umfasst eine Fläche 
von ca. 1,63 ha. Die geplante Wohnbaufläche (Fläche 1, ca. 0,53 ha) grenzt im Norden und 
Osten an die vorhandene Wohnbebauung südlich der Bahnhofstraße. Im Westen und Süd-
westen grenzt ein vorhandener Sportplatz an die Fläche 1. Südlich befinden sich zwei Häu-
ser eines Kindergartens mit Hort inkl. der Außenspielflächen. 
Die geplante Grundschule (Fläche 2, ca. 1,1 ha) grenzt im Norden an bestehende Wohnbe-
bauung. Im Nordwesten begrenzt der o. g. Kindergarten mit Hort inkl. seiner Außenspielflä-
chen das Gebiet. Im Westen wird die Fläche 2 von dem Spielplatz "Waldgeister" und im Sü-
den von landwirtschaftlicher Fläche begrenzt. Östlich grenzen zunächst Gehölze und im wei-
teren Verlauf die Main-Weser-Bahnlinie an die Fläche.

Die Abgrenzungen können den vorgelegten Planzeichnungen entnommen werden.

A 3. Anlass, Ziel und Inhalt

Im Rahmen der geplanten Änderung sollen die planungsrechtlichen Voraussetzungen für 
eine Neustrukturierung des Gebietes im Süden von Kloppenheim geschaffen werden. Auf 
der Fläche 1 - wo derzeit die Container für die 3. und 4. Klassen der Grundschule stehen - 
sollen neue Wohnhäuser errichtet werden. Durch die Nähe zum östlich liegenden S-Bahn-
Haltepunkt "Groß-Karben" entspricht die Fläche den Standortkriterien der Initiative des "Gro-
ßen Frankfurter Bogens" des Hessischen Ministeriums für Wirtschaft, Energie, Verkehr und 
Wohnen. Die Stadmitte ist fußläufig erreichbar, Kinderbetreuungseinrichtungen befinden sich 
in unmittelbarer Nachbarschaft. 
Auf der Fläche 2 soll die neue Kloppenheimer Grundschule sowie ein Verkehrsübungsplatz 
entstehen. Der Neubau und somit die Verlagerung der bestehenden Grundschule im Stadt-
teil Kloppenheim ist aufgrund der aktuellen und zukünftigen Bevölkerungsentwicklung erfor-
derlich. Die räumlichen Kapazitäten der bestehenden Grundschule in Kloppenheim sind weit-
gehend ausgeschöpft. Die Grundschule soll voraussichtlich zum Schuljahr 2029/2030 be-
zugsfertig sein. 
Die Stadtverordnetenversammlung hat am 03.07.2020 für diesen Bereich einen Aufstellungs-
beschluß für einen Bebauungsplan gefasst. Da ursprünglich noch eine Sporthalle in dem da-
maligen, größeren Geltungsbereich des Bebauungsplanes vorgesehen war, hieß der
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Bebauungsplan damals "Nr. 231 "Kindergarten, Schul- und Sportgelände und Wohnen Am 
Hang". Aus Platzgründen ist die Sporthalle nun nicht mehr innerhalb des Bebauungsplanes 
vorgesehen. Daher wurde inzwischen sowohl die Größe als auch der Name des Bebauungs-
planes geändert bzw. angepasst. Der Name des Bebauungsplanes lautet jetzt Nr. 231 "Kin-
dergarten, Grundschule und Wohnen Am Hang". Die überarbeiteten schriftlichen Unterlagen 
des Bebauungsplanes liegen noch nicht vor. Sie werden im Laufe des Verfahren ergänzt.

Ein entsprechender Bebauungsplan ist im Verfahren (Parallelverfahren B-Plan Nr. 231 "Kin-
dergarten, Grundschule und Wohnen Am Hang"). Damit dieser als aus dem RPS/RegFNP 
2010 entwickelt angesehen werden kann, ist es erforderlich, die bisherige Planaussage ent-
sprechend der Festsetzung im Bebauungsplan zu ändern. Dementsprechend werden die 
Flächendarstellungen wie folgt geändert:

Fläche 1 von "Grünfläche - Wohnungsferne Gärten" (ca. 0,53 ha) in "Wohnbaufläche, ge-
plant" (ca. 0,53 ha) und die Fläche 2 von "Grünfläche - Sportanlage" (ca. 1,1 ha) in "Fläche 
für den Gemeinbedarf, geplant" (ca. 1,1 ha).

Der Kartenhintergrund in den Beikarten 1 und 2 des RPS/RegFNP 2010 wird an diese 
Änderung angepasst. 

A 4. Regionalplanerische Aspekte

Das Änderungsgebiet (ca. 1,63 ha) mit seinen zwei Flächen liegt im Bereich der regionalpla-
nerischen Festlegung "Vorranggebiet Siedlung, Bestand und Planung". 
Darüber hinaus liegen beiden Flächen innerhalb eines "Vorbehaltsgebietes für besondere 
Klimafunktionen" sowie einem "Vorbehaltssgebiet für den Grundwasserschutz". Die Fläche 2 
liegt darüber hinaus größtenteils in einem "Vorbehaltsgebiet für den vorbeugenden Hoch-
wasserschutz", lediglich der nordöstliche Bereich der Fläche 2 liegt außerhalb dieser Feste-
legung. Der südliche Teil der Fläche 2 liegt in einem Vorranggebiet "Regionaler Grünzug". 
Das Regierungspräsidium Darmsstadt hat in seiner Stellungnahme vom 21.07.2021 zum 
Entwurf des Bebauungsplanes mitgeteilt, dass der beabsichtigte Eingriff in den Regionalen 
Grünzug im gleichen Natrurraum zu kompensieren ist. Da es sich bei den "Überschneidun-
gen mit den weiteren o. g. regionalplanerischen Festelgungen ledigliche um kleinere Teilflä-
chen in den Randbereichen handelt, kann die Planung gemäß § 1 Absatz 4 BauGB als an 
die Ziele der Raumordnung angepasst gelten".

Die o. g. Stellungnahme des Regierungspräsidiums Darmstadt bezieht sich auf die Abgren-
zungen im Vorentwurf des Bebauungsplanes vom 29.01.2021. Der Änderungsbereich des 
sich in Überarbeitung befindelichen Bebauungsplanes wurde deutlich reduziert.

A 5. Verkehrsplanerische Aspekte

Die Anbindung des Änderungsgebietes erfolgt über die vorhandene Erschließungsstraße Am 
Hang, die an die Bahnhofsstraße anschließt. Über die Bahnhofstraße besteht Anschluss an 
das überregionale Verkehrsnetz (Landesstraße L 3205, Bundesstraße B 3 und darüber An-
schluss an die Bundesautobahn A 5). Die Überprüfung und Beurteilung der Erschließungs-
qualität im Verkehrsnetz steht noch aus und wird im Zuge des parallellaufenden Bebauungs-
planes vorgenommen.

Über eine Fußgängerunterführung ist der S-Bahn-Haltepunkt Groß-Karben mit den Bahnli-
nien in Richtung Frankfurt und Friedberg fußläufig erreichbar. Am Bahnhof Groß-Karben be-
findet sich der zentrale Busbahnhof der Stadt Karben. Von hier aus verkehren die Linien FB-
72, FB-73, FB-74 und X 27 zwischen den Stadtteilen und den angrenzenden Gemeinden.
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Im Regionalen Flächennutzungsplan 2010 ist entlang der Bahnhofsstraße eine überörtliche 
Fahrradroute dargestellt, die über die vorhandene Unterführung zum Bahnhof Groß-Karben 
an das städtische Fuß- und Radwegenetz angeschlossen ist.

A 6. Landschaftsplanerische Aspekte

Im Landschaftsplan der Stadt Karben von 1996 ist die Fläche 1 als "Grünfläche - Grabeland" 
dargestellt. Auf der Fläche 2 ist der bestehende, geschotteter Parkplatz als "Grünfläche - 
Festplatz" und der Sportplatz als "Grünfläche - Bolzplatz" dargestellt. Östlich zur Bahnlinie 
hin sind die vorhandenen Bäume ebenso dargestellt wie die Bäume westlich entlang des an-
grenzenden Spielplatzes.

Auf der Fläche 1 befinden sich zur Zeit größtenteils die Container der 3. und 4. Klassen so-
wie die Freiflächen/Spielangebote für die temporäre Unterbringung der Grundschulkinder 
des Stadtteils Kloppenheim. Im Osten sind vereinzelt ein paar Kleingärten und im östlichen 
Anschluss daran die Hausgärten der bestehenden Reihenhäuser vorhanden. Im nördlichen 
Teil der Kleingärten befinden sich ein paar größere Gehölze.

Auf der Fläche 2 befindet sich im südlichen Bereich ein Fußballplatz. Am südlichen Rand 
zum angrenzenden Feld sowie zum Spielplatz am westlichen Rand begrenzen Gehölze die 
Fläche. Östlich in Richtung Bahnlinie sind ebenfalls Gehölze/Bäume vorhanden. Der vorhan-
dene Parkplatz im Norden der Fläche 2 weist keine Vegetation auf.

Aussagen zur Behandlung und Anwendung der naturschutzrechtlichen Eingriffsregelung er-
folgen im Umweltbericht unter B 2.2 und B 2.3.

A 7. Planerische Abwägung

Aufgrund der Ausweisung neuer Wohnbauflächen in den vergangenen Jahren innerhalb der 
Gemarkung der Stadt Karben und der damit verbundenen Zunahme der Bevölkerung kommt 
die einzügige bestehende Grundschule an ihre Kapazitätsgrenze. Um diesen Bedarf zu de-
cken, soll die neue Grundschule deshalb zweizügig gebaut werden. Im Rahmen des geplan-
ten Verkehrsübungsplatzes soll den Schülern die örtlich Möglichkeit zum Erlernen verschie-
dener Verkehssituationen gegeben werden. Die Fläche1, auf der zur Zeit die Container der 
Grundschule für die Klassen 3 und 4 stehen, soll später einer Wohnbaunutzung zugeführt 
werden.

Durch die geplante Wohnbebauung auf der Fläche 1 werden teilweise Gärten sowie vor al-
lem die temporäre Stellfläche der Schulcontainer versiegelt. Durch den geplanten Schulneu-
bau und des Verkehrsübungsplatzes auf der Fläche 2 kommt es zum Verlust eines (ger-
schotterten) Parkplatzes und eines Sportplatzes. Auf beiden Flächen hat dies Auswirkungen 
für Wasser (Reduzierung Grundwasserbeubildung), Tiere und Pflanzen sowie die biologi-
sche Vielfalt (Lebensraumverlust).

Eine wasserwirtschaftliche Prüfung liegt noch nicht vor und wird im Rahmen der verbindli-
chen Bauleitplanung zum Entwurf ergänzt.

Aufgrund der geplanten Bebauung sind kleinklimatische Veränderungen (Verlust von kaltluft-
produzierenden Flächen) zu erwarten. Da die Fläche 1 im Osten und Norden an vorhandene 
Wohnbebauung grenzt wird sich das Landschaftsbild hier nicht spürbar verändern. Auf der 
Fläche 2 dagegen wird sich durch den Schulneubau das Landschaftsbild verändern. Inge-
samt sind die zu erwartenden Umweltauswirkungen als "sehr erheblich" einzustufen (siehe 
hierzu Datenblatt der Strategischen Umweltprüfung).
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Die Festsetzungen und Regelungen zum Ausgleich werden zum Entwurf des Bebauungspla-
nes in die Planung integriert. Es ist beabsichtigt, den erforderlichen Ausgleich über eine Öko-
konto-Maßnahme der Stadt Karben zu erbringen. 
Im Rahmen der verbindlichen Bauleitplanung wird zum Entwurf ein artenschutzrechtlicher 
Fachbeitrag erstellt. Ebenso soll im Rahmen des parallel laufenden Bebauungsplanverfah-
rens in Abstimmung mit der Deutschen Bahn geprüft werden, inwieweit die maßgeblichen 
Orientierungswerte für den Lärmschutz für die im Bebauungsplan vorgesehenen Nutzungen 
eingehalten werden oder ob hier zusätzliche Maßnahmen erforderlich sind. Gegebenenfalls 
ist dies im Rahmen eines zu erstellenden Gutachtens zu klären.

Flächenausgleich: 
Gemäß der von der Verbandskammer am 29.04.2015 beschlossenen und durch Beschlüsse 
vom 11.12.2019 und 14.12.2022 ergänzten Richtlinie zum Flächenausgleich, kann auf einen 
Flächenausgleich für die Fläche 1 verzichtet werden, da sich der Änderungsbereich mit über-
wiegender Wohnnutzung innerhalb eines Radius von 2 km um einen Schienenhaltepunkt be-
findet.

Flächenneuinanspruchnahmen für Gemeinbedarfsflächen (Fläche 2) sind gemäß der o. g. 
Richtlinie von dem Erfordernis des Flächenausgleichs ausgenommen, da ihre Anlagen und 
Einrichtungen der Allgemeinheit dienen.
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B: Umweltbericht 

B 1. Einleitung 

B 1.1 Inhalt und wichtigste Ziele der Planänderung 

Im Rahmen der geplanten Änderung sollen die planungsrechtlichen Voraussetzungen für 
eine Neustrukturierung des Gebietes im Süden von Kloppenheim geschaffen werden. Auf 
der Fläche 1 - wo sich derzeit die temporäre Grundschule für die 3. und 4. Klassen mit Con-
tainern befindet - sollen neue Wohnhäuser errichtet werden. Auf der Fläche 2 soll dann die 
neue Kloppenheimer Grundschule sowie ein Verkehrsübungsplatz entstehen. Der Neubau 
und somit die Verlagerung der bestehenden Grundschule im Stadtteil Kloppenheim ist auf-
grund der aktuellen und zukünftigen Bevölkerungsentwicklung erforderlich. Die räumlichen 
Kapazitäten der bestehenden einzügigen Grundschule in Kloppenheim sind weitgehend aus-
geschöpft. 
Bezüglich des Themas Flächenausgleich wird auf Kapitel A 7 verwiesen.

B 1.2 Umweltschutzziele der Fachgesetze und Fachpläne

Im Umweltbericht sind die in einschlägigen Fachgesetzen und Fachplänen festgelegten Ziele 
des Umweltschutzes darzustellen, die für die Planänderung von Bedeutung sind. Diese wer-
den nachfolgend aufgeführt.

Zur Berücksichtigung der Umweltschutzziele wurden Prüfkriterien für die Umweltprüfung des 
RegFNP abgeleitet, die auch in der vorliegenden RegFNP-Änderung angewendet werden. Die 
Prüfkriterien und die entsprechende Methodik der Umweltprüfung sind im Kapitel 3.1.1 (Um-
weltprüfung allgemein) des Umweltberichts zum RPS/RegFNP 2010 erläutert. 
Dabei ist grundsätzlich zu berücksichtigen, dass auf Ebene der vorbereitenden Bauleitpla-
nung die Einhaltung bestimmter Umweltschutzziele - wie z.B. von Grenzwerten beim Immis-
sionsschutz - im Regelfall noch nicht genau geprüft werden kann, da in diesem Planungssta-
dium meist noch keine detaillierten Angaben zur späteren Nutzung vorliegen.

Wie die genannten Ziele im konkreten Fall der vorliegenden Planänderung berücksichtigt 
werden, ist in Kapitel B 2. Umweltauswirkungen und den diesem zu Grunde liegenden Da-
tenblättern zur Umweltprüfung erläutert (siehe auch Kap. B 3.1 Prüfverfahren).

BBodSchG - Bundes-Bodenschutzgesetz 

Zweck dieses Gesetzes ist es, nachhaltig die Funktionen des Bodens zu sichern oder 
wiederherzustellen. Hierzu sind schädliche Bodenveränderungen abzuwehren, der Boden 
und Altlasten sowie hierdurch verursachte Gewässerverunreinigungen zu sanieren und 
Vorsorge gegen nachteilige Einwirkungen auf den Boden zu treffen. Bei Einwirkungen auf 
den Boden sollen Beeinträchtigungen seiner natürlichen Funktionen sowie seiner Funktion 
als Archiv der Natur- und Kulturgeschichte so weit wie möglich vermieden werden. 
(§ 1 BBodSchG)

BImSchG - Bundes-Immissionsschutzgesetz

Zweck dieses Gesetzes ist es, Menschen, Tiere und Pflanzen, den Boden, das Wasser, die 
Atmosphäre sowie Kultur- und sonstige Sachgüter vor schädlichen Umwelteinwirkungen zu 
schützen und dem Entstehen schädlicher Umwelteinwirkungen vorzubeugen. (§ 1 BImSchG) 

Bei raumbedeutsamen Planungen und Maßnahmen sind die für eine bestimmte Nutzung 
vorgesehenen Flächen einander so zuzuordnen, dass schädliche Umwelteinwirkungen und 
von schweren Unfällen im Sinne des Artikels 3 Nummer 13 der Richtlinie 2012/18/EU in 
Betriebsbereichen hervorgerufene Auswirkungen auf die ausschließlich oder überwiegend



8. Änderung des Regionalplans Südhessen/Regionalen Flächennutzungsplans 2010 
für die Stadt Karben, Stadtteil Kloppenheim 
Gebiet: "Am Hang"

Aufstellungsbeschluss mit anschließender frühzeitiger Beteiligung

Ausfertigungsstand: 25.01.2024 16 von 24

dem Wohnen dienenden Gebiete sowie auf sonstige schutzbedürftige Gebiete, insbesondere 
öffentlich genutzte Gebiete, wichtige Verkehrswege, Freizeitgebiete und unter dem 
Gesichtspunkt des Naturschutzes besonders wertvolle oder besonders empfindliche Gebiete 
und öffentlich genutzte Gebäude, so weit wie möglich vermieden werden. (§ 50 BImSchG)

KSG - Bundes-Klimaschutzgesetz

Zweck dieses Gesetzes ist es, zum Schutz vor den Auswirkungen des weltweiten 
Klimawandels die Erfüllung der nationalen Klimaschutzziele sowie die Einhaltung der 
europäischen Zielvorgaben zu gewährleisten. (§ 1 KSG)

BNatSchG - Bundesnaturschutzgesetz

Zwecke dieses Gesetztes sind Natur und Landschaft auf Grund ihres eigenen Wertes und 
als Grundlage für Leben und Gesundheit des Menschen auch in Verantwortung für die 
künftigen Generationen im besiedelten und unbesiedelten zu schützen. 

Dazu zählen, dass die biologische Vielfalt, die Leistungs- und Funktionsfähigkeit des 
Naturhaushalts einschließlich der Regenerationsfähigkeit und nachhaltigen 
Nutzungsfähigkeit der Naturgüter sowie die Vielfalt, Eigenart und Schönheit sowie der 
Erholungswert von Natur und Landschaft auf Dauer gesichert sind; der Schutz umfasst auch 
die Pflege, die Entwicklung und, soweit erforderlich, die Wiederherstellung von Natur und 
Landschaft. (§ 1 BNatSchG)

HAltlBodSchG - Hessisches Altlasten- und Bodenschutzgesetz

Zweck dieses Gesetztes ist es, die Funktionen des Bodens nachhaltig zu sichern oder 
wiederherzustellen. (§ 1 HAltlBodSchG)

HDSchG - Hessisches Denkmalschutzgesetz

Zweck dieses Gesetztes ist es, durch Denkmalschutz und Denkmalpflege die Kulturdenkmäler 
als Quellen und Zeugnisse menschlicher Geschichte und Entwicklung zu schützen und zu 
erhalten sowie darauf hinzuwirken, dass sie in die städtebauliche Entwicklung, Raumordnung 
und den Erhalt der historisch gewachsenen Kulturlandschaft einbezogen werden. (§ 1 
HDSchG)

WHG - Wasserhaushaltsgesetz

Zweck dieses Gesetzes ist es, durch eine nachhaltige Gewässerbewirtschaftung die 
Gewässer als Bestandteil des Naturhaushalts, als Lebensgrundlage des Menschen, als 
Lebensraum für Tiere und Pflanzen sowie als nutzbares Gut zu schützen. (§ 1 WHG)

BauGB - Baugesetzbuch

Zweck dieses Gesetztes ist es, die Aufgaben der Bauleitplanung zu regeln. Die Bauleitpläne 
sollen eine nachhaltige städtebauliche Entwicklung, die die sozialen, wirtschaftlichen und 
umweltschützenden Anforderungen auch in Verantwortung gegenüber künftigen 
Generationen miteinander in Einklang bringt, und eine dem Wohl der Allgemeinheit dienende 
sozialgerechte Bodennutzung gewährleisten. Sie sollen dazu beitragen, eine 
menschenwürdige Umwelt zu sichern, die natürlichen Lebensgrundlagen zu schützen und zu 
entwickeln sowie den Klimaschutz und die Klimaanpassung, insbesondere auch in der 
Stadtentwicklung, zu fördern, sowie die städtebauliche Gestalt und das Orts- und 
Landschaftsbild baukulturell zu erhalten und zu entwickeln. Hierzu soll die städtebauliche 
Entwicklung vorrangig durch Maßnahmen der Innenentwicklung erfolgen. (§ 1 BauGB)

Landschaftsplan

Zu den Aussagen des Landschaftsplanes wird auf Kapitel A 6 verwiesen.
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Flächenausgleichsrichtlinie des Regionalverbandes FrankfurtRheinMain

Die Flächenausgleichsrichtlinie soll einen nachhaltigen Umgang mit dem Schutzgut Boden 
dauerhaft gewährleisten und den Flächenverbrauch im Gebiet des Regionalverbandes ange-
messen steuern (Beschluss Nr. III-223 der Verbandskammer vom 29.04.2015 zur Drucksache 
Nr. III-2015-26, geändert durch Beschluss Nr. IV-182 der Verbandskammer vom 11.12.2019 
zur Drucksache Nr. IV-2019-70 und durch Beschluss Nr. V-76 der Verbandskammer vom 
14.12.2022 zur Drucksache Nr. V-2022-68).

B 2. Umweltauswirkungen

B 2.1 Bestandsaufnahme und Bewertung des derzeitigen Umweltzustands

Die Fläche 1 wird derzeit als temporärer Grundschulstandort genutzt. Auf der Fläche stehen 
mehrere Container. Auf dem Außengelände sind verschiedene Spielgeräte vorhanden. Im 
Osten befinden sich ein paar Kleingärten/Hausgärten mit Gehölzbewuchs. 
Die Fläche 2 wird im Norden als Parkplatz genutzt. Die Fläche ist geschottert und frei von 
Vegetation. Der südlich angrezende Fußballplatz wird südlich und westlich teilweise von Ge-
hölzen begrenzt. Östlich in Richtung Bahnlinie sind ebenfalls Gehölze/Bäume vorhanden.

Von der Änderung sind keine Schutzgebiete betroffen.

Folgende schutzgutbezogene Umweltfaktoren sind relevant:

Boden und Fläche 
 Die Fläche 1 besteht zu 75% aus versiegelter Fläche (Schulcontainer) und dem Au-

ßengelände, Versiegelungsgrad unter 25%. Die Fläche 2 ist bis auf den nördlichen 
geschotterten Parkplatz unversiegelt, Versiegelungsgrad unter 25% 

 Bodenart Fläche 1: Pseudogley-Parabraunerde aus lössführenden Schluff, Auengley 
aus Auenschluff. Fläche 2: Anthropogen überprägter pot. Auengley aus Auenschluff 
und Anthropogen stark überprägter Boden aus vollständig versiegeltem, umgelager-
ten Basissubstrat 

 Fläche 1 hat im nördlichen Teil ein hohes Ertragpotential, im südlichen Bereich ein 
geringes -mittleres Ertragspotential 

 Fläche 1: Feldkapazität mittel bis hoch 
 Auf beiden Flächen sind weder Altflächen noch Vorkommen von Kampfmittel bekannt

Wasser 
 Beide Flächen befinden sich außerhalb vonTrinkwasser- oder Heilquellenschutzge-

bieten sowie außerhalb von Überschwemmungsgebieten oder überschwemmungsge-
fährdeten Gebieten 

 Grundwasserzehrung < 0mm/a 
 Verschmutzungsempfindlichkeit Grundwasser: sehr hoch 
 Oberflächengewässer: auf ca. 50 m Länge verläuft ein Graben entlang der südl. 

Grenze von Fläche 2

Luft und Klima 
 mittlere bis hohe thermische Belastung 
 kräftiges Kaltluftströmungssystem 
 hohe Starkregengefährdung 

Tiere, Pflanzen und biologische Vielfalt 
 Natur- und Landschaftsschutzgebiete sowie Natura-2000-Gebiete sind nicht betroffen
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 Im parallel laufenden Bebauungsplanverfahren fanden 2020 Erfassungen der Biotop-
und Nutzungstypen statt. Die Flächen wiesen keine besondere floritische Bedeutung 
auf, § 30 BNatSchG geschützte Biotope und § 19 BNatSchG relevante Arten oder Le-
bensraumtypen wurden nicht festgestellt. Grundsätzlich weist der Änderungsbereich 
aufgrund der vorhandenen Strukturen potentiell geeignete Habitate für Vorkommen 
von z. B. Reptilien, Fledermäusen und europäischen Vogelarten auf. Eine Arten-
schutzrechtliche Prüfung wurde beauftragt (August 2021).

Landschaft 
 Lage im Landschaftsraum Zentrale Wetterau 
 hoher Landschaftsraumwert 
 Erholungsfunktion des Sportplatzes im südlichen Teil der Fläche 2

Mensch und seine Gesundheit 
 Fläche 1 Belastung durch Schienenverkehrslärm von LDEN (0-24 Uhr): 55-59 dB(A), 

in Teilbereichen 50-54 dB(A) und 65-69 dB(A); LNGT (22-6 Uhr): 55-59 db(A), in Teil-
bereichen 50-54 dB(A) und 65-69 dB(A) 

 Belastung durch Straßenverkehrslärm von LEDN (0-24 Uhr): 45-49 dB(A), in Teilbe-
reichen 50-54 dB(A); LNGT (22-6 Uhr): 40-44dB(A) 

 Fläche 2 Belastung durch Schienenverkehrslärm von LDEN (0-24 Uhr): 60-64 dB(A), 
in Teilbereichen 65-69 dB(A); LNGT (22-6 Uhr): 60-64 dB(A), in Teilbereichen 65-69 
dB(A) 

 Belastung durch Straßenverkehrslärm von LEDN (0-24 Uhr): 45-49 dB(A), im nördli-
chen Randbereich 50-54 dB(A); LNGT (22-6 Uhr): 40-44dB(A)

Kultur- und sonstige Sachgüter 
 Bodendenkmäler im Umfeld des Plangebietes (Paläntologisches Bodendenkmal), Rö-

mische Siedlung, Siedlung verschiedener Zeitstellungen

B 2.2 Prognose und Bewertung der Auswirkungen 

Auswirkungen der bisherigen Planung

Die bisherige Planung sieht auf der Fläche 1 Wohnungsferne Gärten vor. Dadurch könnte 
die jetzige Fläche entsiegelt, die Container entfernt und Biotopstrukturen durch Anpflanzun-
gen von Gehölzen geschaffen werden. Gleichzeitig käme es bei der Anlage von Gartenhüt-
ten und Wegen zu Versiegelungen. Auf der Fläche 2 sind beispielsweise bei der Erstellung 
von Wegeflächen oder Sportumkleidekabinen mit Versiegelung und Bodenumlagerung zu 
rechnen.

Auswirkungen der Planänderung

Die Planänderung von "Grünfläche - Wohnungsferne Gärten" und "Grünfläche - Sport" zu 
Flächeninanspruchnahme durch Wohnbebauung und eine Grundschule führt durch die Ver-
siegelung und Überbauung zu folgenden Auswirkungen: 
- dauerhafter Verlust / Beeinträchtigung des natürlichen Bodens und seiner natürlichen Bo-
denfunktionen (Lebensraumfunktion, Speicher-, Puffer- und Filter und Kühlfunktion, natürli-
che Ertragsfunktion) durch Versiegelung, Abtrag, Umlagerung, Verdichtung, Rodung, Vege-
tationsänderung 
- Verlust von bisher unversiegelten Flächen durch Versiegelung und Überbauung. 
- Detaillierte Aussagen zu den Auswirkungen sowie zum möglichen Ausgleich werden im 
Rahmen der verbindlichen Bauleitplanung im parallel laufenden Bebauungsplanverfahren 
getroffen.
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Diese Auswirkungen stellen einen Konflikt mit den Zielen des BBodSchG, KSG, BNatSchG, 
HAltlBodSchG und BauGB dar.

- Reduzierung der Grundwasserneubildung 
- Diese Auswirkungen stellen einen Konflikt mit den Zielen des BBodSchG, WHG und 
BauGB dar.

- Verlust von kaltluftproduzierenden Flächen 
- geringfügige Veränderungen des Kleinklimas, die für die Frischluftversorgung von Karben 
nicht relevant sind 
Diese Auswirkungen stellen einen Konflikt mit den Zielen des BImSchG, KSG und BauGB 
dar.

- Verlust von Lebensräumen für Tiere und Pflanzen 
Diese Auswirkungen stellen einen Konflikt mit den Zielen des BImSchG und BauGB dar.

- Das Rad- und Fußwegenetz bleibt für die Naherholung erhalten 
- Veränderung des Landschaftsbildes 
- Durch die vorgesehenen Gestaltungsmaßnahmen ist die Veränderung des Landschaftsbil-
des insgesamt nicht als negativ zu bewerten 
Diese Auswirkungen stellen teilweise einen Konflikt mit den Zielen des BImSchG und BauGB 
dar.

- Das Plangebiet ist durch Schienenverkehrslärm belastet 
- Eine Beeinträchtigung der geplanten Grundschule kann dadurch entstehen. Im Rahmen 
des Bebauungsplanes wird ein Schallgutachten erarbeitet. Zum Entwurf wird dies vorliegen 
Diese Auswirkungen stellen einen Konflikt mit den Zielen des BImSchG und BauGB dar.

Bei Realisierung der Planung werden voraussichtlich während der Bau- und Betriebsphase 
Abfälle (u.a. Erdaushub, sonstige Baustellenabfälle) und Abwasser anfallen sowie Emissio-
nen wie z.B. Schadstoffe, Lärm, Erschütterungen, Licht entstehen. Art und Menge und der 
ordnungsgemäße Umgang mit anfallenden Stoffen sowie der Umfang der aus möglichen 
Emissionen resultierenden Belästigungen kann in der vorbereitenden Bauleitplanung nicht 
detailliert beschrieben und quantifiziert werden. Sie sind im Rahmen der verbindlichen Bau-
leitplanung zu ermitteln. Aussagefähige Regelungen und mögliche Vermeidungsmaßnah-
men, ggfs. auch zur Betriebsphase des Vorhabens, sind auf Ebene der verbindlichen Bau-
leitplanung bzw. im Rahmen der Baugenehmigung zu treffen.

Für das Plangebiet sind gemäß dem heutigen Kenntnisstand auf Ebene der vorbereitenden 
Bauleitplanung keine kumulierenden Wirkungen mit anderen Vorhaben im Umfeld erkennbar. 
Aussagen zu den Auswirkungen der geplanten Vorhaben auf das Klima, deren Anfälligkeit 
gegenüber den Folgen des Klimawandels wie z.B. höhere Anzahl von heißen Sommertagen, 
Zunahme von Starkregenereignissen, heftigen Stürmen sowie zu den eingesetzten Techni-
ken und Stoffen können auf Ebene der vorbereitenden Bauleitplanung nur sehr allgemein ge-
troffen werden. Genauere Angaben sind erst auf der Ebene der verbindlichen Bauleitplanung 
möglich.

Naturschutzrechtliche Eingriffsregelung

Durch die Planung sind folgende Eingriffe in Natur und Landschaft zu erwarten: Bondever-
siegelung, Lebensraumverlust, verminderte Grundwasserbildung, verändertes Landschafts-
bild. 
Die für die Kompensation des Eingriffs in Boden, Natur und Landschaft erforderlichen Aus-
gleichsmaßnahmen sind gemäß dem Vorentwurf des Bebauungsplanes über eine Ökokonto-
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Maßnahme der Stadt Karben zu erbringen. Die Kompensationsplanung für den Bebauungs-
plan liegt noch nicht vor, sie wird im Laufe des Änderungsverfahrens ergänzt.

Die Behandlung der naturschutzrechtlichen Eingriffsregelung ist in der Flächennutzungspla-
nung wegen der Beschränkung auf die Grundzüge der städtebaulichen Entwicklung und der 
auf dieser Planungsstufe meist noch relativ unbestimmten Planung nur allgemein möglich. 
Für die Kompensation der geplanten Eingriffe, die nicht in den Bauflächen selbst unterge-
bracht werden können, weist der RPS/RegFNP 2010 die Ökologisch bedeutsame Flächen-
nutzung aus. Abgleitet aus dem Biotopverbundsystem der kommunalen Landschafts-pläne, 
sind dies Gebiete, die wegen ihres Zustandes, ihrer Lage oder wegen ihrer natürlichen Ent-
wicklungsmöglichkeiten für künftige Maßnahmen des Naturschutzes und der Landschafts-
pflege besonders geeignet sind. Eine Konkretisierung der Einzelflächen sowie eine Eingriffs-
/Ausgleichsbilanzierung erfolgt erst auf der Ebene der verbindlichen Bauleitplanung. Hierfür 
bieten die Landschaftspläne und landschaftsplanerischen Gutachten detaillierte Maßnah-
menplanungen. Neben dem Biotopverbundsystem bietet auch die Realisierung des Regio-
nalparks Möglichkeiten zur Kompensation. 
Nicht vermeidbare erhebliche Beeinträchtigungen des Bodens und seiner natürlichen Funkti-
onen sind gemäß Eingriffsregelung des Bundesnaturschutzgesetzes zu kompensieren. Der 
Regionale Flächennutzungsplan kann hierfür lediglich eine Rahmensetzung treffen - z.B. 
über die Darstellung der „Ökologisch bedeutsamen Flächennutzung“. Die konkrete Planung 
und Durchführung der Kompensationsmaßnahmen selbst ist im Zuge der Bauleitplanung 
bzw. der Fachplanung zu leisten. Dafür geeignet sind insbesondere Böden mit geringem 
Funktionserfüllungsgrad, wobei zwischen Eingriff und Ausgleich kein räumlicher Zusammen-
hang bestehen muss (s. Hessisches Ministerium für Umwelt, Energie, Landwirtschaft und 
Verbraucherschutz (2011): "Bodenschutz in der Bauleitplanung - Arbeitshilfe zur Berücksich-
tigung von Bodenbelangen in der Abwägung und der Umweltprüfung nach BauGB in Hes-
sen" bzw. Hessische Landesanstalt für Naturschutz, Umwelt und Geologie (2019): Arbeits-
hilfe "Kompensation des Schutzgutes Boden in der Bauleitplanung nach BauGB").

FFH-Verträglichkeit

Gemäß § 34 Bundesnaturschutzgesetz sind Projekte vor ihrer Zulassung auf ihre Verträg-
lichkeit mit den Erhaltungszielen von Natura 2000-Gebieten zu überprüfen. In den maßgebli-
chen Gesetzen ist festgelegt, dass Flächennutzungspläne zu den zu prüfenden Projekten 
bzw. Plänen zählen. Die Natura 2000-Gebiete bilden das europäische Schutzgebietsnetz 
und umfassen die im Rahmen der Fauna-Flora-Habitat-Richtlinie (FFH-Richtlinie) und Vogel-
schutzrichtlinie gemeldeten Gebiete. Im Scoping-Verfahren zum RPS/RegFNP 2010 wurde 
festgelegt, dass geplante Bauflächen innerhalb eines 1000 m-Radius um Natura 2000-Ge-
biete einer FFH-Vorprüfung (Prognose) zu unterziehen sind, geplante Grünflächen (bis auf 
Sport) in einem 200 m-Radius. Die Prüfung ergab keine derart betroffenen Flächen innerhalb 
dieser Abstandsbereiche.

B 2.3 Maßnahmen zur Vermeidung, Verringerung und zum Ausgleich

Im Rahmen der verbindlichen Bauleitplanung werden Festsetzungen getroffen, die den o.g. 
Umweltauswirkungen entgegen wirken. Das sind im Wesentlichen:

 Entsiegelung bereits versiegelter Flächen 
 Minimierung der Neuversiegelung 
 Es besteht grundsätzlich die Möglichkeit, dass im Rahmen von Baumaßnahmen, ins-

besondere bei Ausschachtungsarbeiten, bislang unbekannte Altablagerungen, Bo-
denkontaminationen oder sonstige Beeinträchtigungen angeschnitten werden. Dabei 
kann es sich u. U. um ausgasende, gesundheitsgefährdende Stoffe handeln. Um Ge-
fährdungen zu vermeiden, sind bei neu entdeckten Bodenverunreinigungen
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unverzüglich die zuständigen Behörden zu benachrichtigen und die weitere Vorge-
hensweise abzustimmen. 

 Sollte im Zuge der Bauarbeiten ein kampfmittelverdächtiger Gegenstand gefunden 
werden, ist der Kampfmittelräumdienst unverzüglich zu verständigen. 

 Begrenzung der überbaubaren Grundstücksfläche 
 Festsetzungen zum flächensparenden Bauen (z.B. flächensparende Haustypen, Mini-

mierung der Erschließungsflächen, verdichtete Bauweise) 
 Festsetzungen zur Wasserdurchlässigkeit von Grundstücksteilen durch Einsatz was-

serdurchlässiger Baustoffe, Bauteile oder entsprechender Bauverfahren. 
 Aufgrund der / Vorhabensgröße (> 1 ha) wird die Durchführung einer Bodenkundli-

chen Baubegleitung empfohlen (s. Bundesverband Boden (2013): "Bodenkundliche 
Baubegleitung - Leitfaden für die Praxis" BVB-Merkblatt sowie DIN 19639, Boden-
schutz bei Planung und Durchführung von Bauvorhaben, Sept. 2019) 

 Identifizierung und Sicherung wertvoller, empfindlicher und / oder nicht benötigter Bo-
denflächen während der Bauphase 

 Wiederherstellung baulich temporär genutzter Bodenflächen 
 Fachgerechte Verwertung von Bodenaushub (getrennte Lagerung von Ober- und Un-

terboden, Vermeidung von Vernässung und Verdichtung, Wiedereinbau) 
 Vermeidung stofflicher Belastungen des Bodens und des Grundwassers bei den Bau-

ausführungen 
 Berücksichtigung der Witterung vor dem Befahren empfindlicher Böden 
 Vermeidung von Fremdzufluss, Anlegen von Rückhalteeinrichtungen uns Retentions-

flächen sowie technische Maßnahmen zum Erosionsschutz 
 Angaben zu Ort und Qualität der Verfüllmaterialien 
 Baustelleneinrichtung und Lagerflächen im Bereich bereits verdichteter bzw. versie-

gelter Böden, bodenschonende Einrichtung und Rückbau 
 Nicht vermeidbare erhebliche Beeinträchtigungen des Bodens und seiner natürlichen 

Funktionen sind gemäß Eingriffsregelung des Bundesnaturschutzgesetzes zu kom-
pensieren, siehe auch Kapitel B 2.2. Die konkrete Planung und Durchführung der 
Kompensationsmaßnahmen selbst ist im Zuge der Bauleitplanung bzw. der Fachpla-
nung zu leisten. Zu den bevorzugten Maßnahmen zählen z.B. Entsiegelung, Rekulti-
vierung von Abbaustätten, Altablagerungen usw., Abtrag von Aufschüttungen, Verfül-
lungen usw., Schadstoffbeseitigung, Bodenreinigung, Oberbodenauftrag, Bodenlo-
ckerung, erosionsmindernde Maßnahmen, Wiedervernässung ehemals nasser oder 
feuchter Standorte oder Aufwertung ackerbaulich bewirtschafteter Fläche durch Ex-
tensivierung. 

 Maßnahmen zur Regenwasserbewirtschaftung, z.B. Zisternen, Löschwasserteich o.ä. 
 Rückführung von Niederschlagswasser in den Wasserkreislauf, soweit dies aus was-

serrechtlicher Sicht sinnvoll und zulässig ist. 
 Retention von Niederschlagswassers durch Dachbegrünung und Grünflächen 
 Maßnahmen im Rahmen eines nachhaltigen Energiekonzeptes, wie z.B. Verwendung 

von Solarthermie- oder Photovoltaikanlagen etc. 
 Fassaden- und Dachbegrünungen 
 ökologische Baubegleitung 
 Festsetzung von Flächen mit Bindungen für Bepflanzung sowie Erhaltung von Bäu-

men, Sträuchern und sonstigem Bewuchs 
 Gehölzpflanzungen zur Eingrünung, Begrünung der Grundstücksfreiflächen 
 zeitliche Beschränkung der Baufeldvorbereitung und Rodung von Gehölzen auf Zeit-

räume außerhalb der Brut- und Setzzeit (01.10-28/29.02 bzw. 01.03-30.10) 
 Um sicherzustellen, dass keine Bodendenkmäler beeinträchtigt und/oder zerstört 

werden, ist im Bebauungsplan auf das Erfordernis hinzuweisen, dass bei Erdarbeiten 
ggf. auftretende Bodenfunde unverzüglich dem Landesamt für Denkmalpflege, hes-
senArchäologie, oder der Unteren Denkmalschutzbehörde zu melden und Funde und
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Fundstellen in unverändertem Zustand zu erhalten und in geeigneter Weise bis zu ei-
ner Entscheidung zu schützen sind. 

 Zur Verhinderung von Vogelschlag an spiegelnden Gebäudefronten ist für alle spie-
gelnden Gebäudeteile die Durchsichtigkeit durch Verwendung transluzenter Materia-
lien oder flächiges Aufbringen von Markierungen zu reduzieren 

 Verwendung von insektenfreundlicher Beleuchtung (z.B. Natrium-Dampfdrucklam-
pen, LED-Leuchtmittel) mit vollständig geschlossenem Lampengehäuse, um ein An-
locken von Insekten zu vermeiden bzw. Verluste zu minimieren.

B 2.4 Anderweitige Planungsmöglichkeiten

Mit der vorliegenden Planung sollen auf der Fläche 2 die kommunalen Infrastruktureinrich-
tungen weiterentwickelt (Schulneubau) werden. Bedingt durch die Entwicklung der Wohn-
bauflächen der vergangenen Jahre, stößt die einzügige Schule an ihre Kapazitätsgrenzen. 
Der Bebauungsplan - dessen Abgrenzungen über die RegFNP-Änderung hinaus gehen und 
den angrezenden Hort und Kindergarten mit einbeziehen - sichert darüber hinaus weitere be-
stehende Infrastruktureinrichtungen. Städtebaulich sinnvolle Alternativen für einen Schulneu-
bau standen im Bereich des Stadtteils nicht zur Verfügung. 
Die Nachfolgenutzung als Wohngebiet auf der Fläche 1 entspricht den Anbindungs- und 
Standortkriterien der Initiative "Großer Frankfurter Bogen" (räumliche Nähe zum S-Bahnhal-
tepunkt). Da auf ihr zur Zeit die temporären Schulcontainer stehen, ist sie anthropogen vor-
belastet. Städtebaulich wird sie als sinnvolle Arrondierung betrachtet.

B 3. Zusätzliche Angaben 

B 3.1 Prüfverfahren

Das für die vorliegende Planänderung verwendete Verfahren zur Umweltprüfung ist hinsicht-
lich Umfang, Detaillierungsgrad und Methodik weitgehend identisch mit dem Prüfverfahren 
zum Umweltbericht des RPS/RegFNP 2010. In der Planänderung kommen insbesondere die 
darin unter 3.1.1 und 3.1.2 beschriebenen Teilverfahren zur Prüfung von Einzelflächen (Ein-
zelprüfung) und zur Vorprüfung der Natura 2000- bzw. FFH-Verträglichkeit zur Anwendung. 
Das Verfahren wurde ergänzt um Aussagen zu den Risiken für die menschliche Gesundheit, 
das kulturelle Erbe oder die Umwelt (zum Beispiel durch Unfälle oder Katastrophen) und um 
eine Beschreibung der erheblichen nachteiligen Auswirkungen nach § 1 Absatz 6 Nummer 7 
Buchstabe j BauGB.

Für die Einzelprüfung wird ein GIS-basiertes Abfrage-, Dokumentations- und Erstbewer-
tungsinstrumentarium verwendet, mit dem alle relevanten Umweltbelange automatisiert er-
mittelt werden können. 
Anhand von über 50 Umweltthemen werden dabei die Auswirkungen der Planänderung auf 
sieben verschiedene Schutzgüter (Boden und Fläche, Wasser, Luft und Klima, Tiere und 
Pflanzen/Biologische Vielfalt, Landschaft / landschaftsbezogene Erholung, Gesundheit des 
Menschen/Bevölkerung, Kultur- und Sachgüter) sowie Wechselwirkungen zwischen diesen 
analysiert. Zu den Umweltthemen zählen sowohl meist gebietsbezogene Angaben zu hohen 
Umweltqualitäten, die negativ oder positiv beeinflusst werden können als auch vorhandene 
Vorbelastungen, die die Planung selbst beeinträchtigen können. Ein Teil der Umweltthemen 
ist zusätzlich mit rechtlichen Bindungen belegt, die sich für bestimmte Planungen als Restrik-
tion erweisen können (z.B. naturschutzrechtliche Schutzgebiete). Für einzelne Umweltthe-
men wurden so genannte „Erheblichkeitsschwellen“ definiert, bei deren Überschreiten mit vo-
raussichtlichen erheblichen Umweltauswirkungen zu rechnen ist. 
Die Ergebnisse der automatisierten Umweltprüfung werden in einem „Datenblatt zur Umwelt-
prüfung“ dargestellt. Sie sind die Grundlage für die weiter eingrenzende, verbal-argumenta-
tive Bewertung in Kapitel B 2 des Umweltberichts.
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Das Datenblatt kann beim Regionalverband FrankfurtRheinMain eingesehen werden.

Die Prüfung der FFH-Verträglichkeit wird auf den ersten Prüfschritt (FFH-Vorprüfung oder -
Prognose) begrenzt. In der FFH-Vorprüfung erfolgt eine überschlägige Bewertung, ob erheb-
liche Beeinträchtigungen der für die Erhaltungsziele oder den Schutzzweck maßgeblichen 
Bestandteile eines Natura-2000 Gebietes durch die Planung offensichtlich ausgeschlossen 
werden können. 
Die Vorprüfung ist auf die Ebene der vorbereitenden Bauleitplanung ausgerichtet. Diese gibt 
nur die Grundzüge der angestrebten Flächennutzung wieder. Auf der Ebene der verbindli-
chen Bauleitplanung ist im Regelfall eine weitere Vorprüfung ausgehend von Wirkfaktoren 
der dann konkretisierten Planung durchzuführen.

Bei der Zusammenstellung der Angaben sind folgende Schwierigkeiten aufgetreten:

Einzelne Umweltbelange können wegen zu kleinmaßstäblicher Datengrundlagen und man-
gels Kenntnis der im Einzelnen geplanten Vorhaben nur in sehr allgemeiner Form behandelt 
werden. Dies betrifft Aussagen 

 zur Art und Menge der erzeugten Abfälle, ihrer Beseitigung und Verwertung, 
 zu den Auswirkungen der geplanten Vorhaben auf das Klima sowie deren Anfällig-

keit gegenüber den Folgen des Klimawandels, 
 zu den eingesetzten Techniken und Stoffen und 
 zu den Risiken für die menschliche Gesundheit, das kulturelle Erbe oder die Umwelt 

durch schwere Unfälle oder Katastrophen. 
Diese Aspekte können erst im Rahmen der weiteren Konkretisierung der Vorhaben im Plan-
gebiet im Rahmen der nachfolgenden Planungs- und Genehmigungsverfahren genauer be-
nannt werden.

B 3.2 Geplante Überwachungsmaßnahmen (Monitoring)

Gemäß § 4c BauGB sind die erheblichen Umweltauswirkungen, die auf Grund der Durchfüh-
rung von Bauleitplänen eintreten, zu überwachen. 
Für den RPS/RegFNP 2010 wurde dazu ein Konzept für ein Monitoring entwickelt, das in Ka-
pitel 3.2 des Umweltberichtes zum RPS/RegFNP 2010 beschrieben ist. Die mit der vorlie-
genden Planänderung verbundenen Umweltauswirkungen fließen in dieses Monitoring mit 
ein.

B 3.3 Zusammenfassung des Umweltberichts

Durch Versiegelung, Überbauung und Grünflächengestaltung sind Auswirkungen für Boden 
und Fläche (Flächenverlust, Funktionsverlust natürlicher Boden), Wasser (Reduzierung der 
Grundwasserneubildung), Tiere, Pflanzen und biologische Vielfalt (Lebensraumverlust), 
Klima und Luft (kleinklimatische Veränderung) und Landschaft (Veränderung des Land-
schaftsbildes) zu erwarten. 
Durch geeignete Ausgleich- und Ersatzmaßnahmen sowie Inanspruchnahme des Ökokontos 
der Stadt Karben können die Auswirkungen minimiert beziehungsweise kompensiert werden, 
so dass keine Umweltauswirkungen zurückbleiben.

B 3.4 Referenzliste der verwendeten Quellen

 Zur Erstellung des Umweltberichtes wurden die Quellen 1-6 herangezogen.
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Quellenverzeichnis

[1] Vorentwurf Bebauungsplan Nr. 231 „Kindergarten, Schul- und Sportgelände und 
Wohnen Am Hang“ der Stadt Karben, Begründung, Planungsbüro Fischer, Stand 
29.01.2021

[2] Vorentwurf Bebauungsplan Nr. 231 „Kindergarten, Schul -und Sportgelände und 
Wohnen Am Hang“ der Stadt Karben, Umweltbericht, Planungsbüro Fischer, Stand 
29.01.2021

[3] Ergebnisse faunistische Erfassungen zum Bebauungsplan Nr. 231 „Kindergarten, 
Schul- und Sportgelände und Wohnen Am Hang“, Planungsbüro PlanÖ, Stand 
August 2021

[4] Datenblätter der Stragischen Umweltprüfung (SUP) des Regionalverbandes 
FrankfurtRheinMain abgerufen am 22.11.2023

[5] Landschaftsplan zum Flächennutzungsplan der Stadt Karben, Planungsbüro 
Neuhann & Kresse, Stand März 1996

[6] Luftbild 2021
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Abteilung Planung

4. Änderung des Regionalplans Südhessen/Regionalen Flächennutzungsplans 2010 
für die Gemeinde Neuberg, Ortsteile Rüdigheim und Ravolzhausen 
Gebiet: "Feuerwehrstützpunkt"

hier: Aufstellungsbeschluss mit anschließender frühzeitiger Beteiligung

I. Antrag

Die Verbandskammer möge beschließen:

1. Gemäß §§ 2 Abs. 1 und 205 Baugesetzbuch (BauGB) in Verbindung mit 
§ 8 Abs. 1 Nr. 1 des Gesetzes über die Metropolregion Frankfurt/Rhein-Main (Metro-
polG) wird das Verfahren zur 4. Änderung des Regionalplans Südhessen/Regionalen 
Flächennutzungsplans 2010 für die Gemeinde Neuberg, Ortsteile Rüdigheim und Ra-
volzhausen, Gebiet: "Feuerwehrstützpunkt" eingeleitet.

Gemäß vorgelegten Planzeichnungen wird Folgendes geändert: 
Fläche 1:"Grünfläche Sportanlage, ..." (ca. 1,0 ha) in "Fläche für Gemeinbedarf, Si-
cherheit und Ordnung" (ca. 1,0 ha) 
Fläche 2: "Fläche für die Landbewirtschaftung" (ca. 0,7 ha) in "Fläche für Gemeinbe-
darf, ohne Zweckbestimmung" (ca. 0,7 ha)

2. Es wird zur Kenntnis genommen, dass ein Flächenausgleich gemäß der Richtlinie 
zum Flächenausgleich nicht erforderlich ist.

3. Die Einleitung des Verfahrens ist im Staatsanzeiger für das Land Hessen öffentlich 
bekannt zu machen.

4. Der Regionalvorstand wird beauftragt, das weitere Verfahren, insbesondere die Ab-
stimmung gemäß § 2 Abs. 2 BauGB, die Beteiligung gemäß § 4 Abs. 1 BauGB sowie 
die Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs. 1 BauGB durchzuführen.

5. Der Regionalvorstand wird beauftragt, die Vorlage der Regionalversammlung Süd-
hessen vorzulegen mit der Bitte um Kenntnisnahme und Zustimmung zur Durchfüh-
rung des Planänderungsverfahrens nach Baugesetzbuch (BauGB).

Betr.:

Vorg.:
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II. Erläuterung der Planung

Anlass, Inhalt und Zweck der Änderung sind der vorgelegten Begründung zu entnehmen. An 
dieser Stelle erfolgt nur eine kurze Zusammenfassung:

Die Gemeinde Neuberg beabsichtigt, westlich der Erich-Simdorn-Schule einen zentralen Feu-
erwehrstützpunkt zu errichten (Fläche 1). In diesem sollen die beiden Ortsteilwehren aufge-
hen. 
Die Fläche 2 zwischen der Schule und dem geplanten Feuerwehrgelände soll langfristig 
ebenfalls einer Gemeinbedarfsnutzung zugeführt werden. Über die endgültige Nutzung ist 
noch nicht entschieden.

Ziel der Planänderung ist die Schaffung der planungsrechtliche Grundlage für den im Parallel-
verfahren befindlichen Bebauungsplan für Fläche 1 ("Feuerwehr").

Nach derzeitigem Erkenntnisstand ist davon auszugehen, dass die Durchführung eines 
Abweichungsverfahrens vom Regionalplan Südhessen/Regionalen Flächennutzungsplan 
2010 nach § 4 Abs. 9 und/oder § 8 HLPG (Hessisches Landesplanungsgesetz) nicht 
erforderlich ist.

Flächenausgleich: 
Flächenneuinanspruchnahmen für Gemeinbedarfsflächen sind gemäß der von der 
Verbandskammer am 29.04.2015 beschlossenen und gemäß Beschluss vom 11.12.2019 und 
14.12.2022 ergänzten Richtlinie zum Flächenausgleich von dem Erfordernis des 
Flächenausgleichs ausgenommen, da ihre Anlagen und Einrichtungen der Allgemeinheit 
dienen.
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Fakten im Überblick

Anlass und Ziel der Änderung: Die Gemeinde Neuberg beabsichtigt, westlich der Erich-

Simdorn-Schule einen zentralen Feuerwehrstützpunkt zu 

errichten (Fläche 1). In diesem sollen die beiden Ortsteil-

wehren aufgehen. 

Die Fläche 2 zwischen der Schule und dem geplanten 

Feuerwehrgelände soll langfristig ebenfalls einer Ge-

meinbedarfsnutzung zugeführt werden. Über die endgül-

tige Nutzung ist noch nicht entschieden. 

Ziel der Planänderung ist die Schaffung der planungs-

rechtliche Grundlage für den im Parallelverfahren befind-

lichen Bebauungsplan für Fläche 1 ("Feuerwehr").

Flächenausgleich nicht erforderlich 

Gebietsgröße Fläche 1: 1,0 ha 

Fläche 2: 0,7 ha

Zielabweichung nicht erforderlich 

Stadtverordneten- bzw. Ge-

meindevertreterbeschluss 

zur RegFNP-Änderung

13.12.2023

Parallelverfahren  nein  ja, Bebauungsplan „Feuerwehr“ (Fläche 1)

FFH-Vorprüfung nicht erforderlich 

Vorliegende Gutachten zu Themen:
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Derzeitige RegFNP-Darstellung

Grenze des Änderungsbereiches Maßstab: 1 : 50 000
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Beabsichtigte RegFNP-Darstellung

Grenze des Änderungsbereiches Maßstab: 1 : 50 000

Fläche 1:"Grünfläche Sportanlage, ..." (ca. 1,0 ha) in "Fläche für Gemeinbedarf, Sicherheit 
und Ordnung" (ca. 1,0 ha) 
Fläche 2: "Fläche für die Landbewirtschaftung" (ca. 0,7 ha) in "Fläche für Gemeinbedarf, 
ohne Zweckbestimmung" (ca. 0,7 ha)
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Anpassung der Beikarte 1: Vermerke, nachrichtliche Übernahmen, Kennzeichnungen:

Grenze des 
Änderungsbereiches

Ohne Maßstab

Anpassung der Beikarte 2: Regionaler Einzelhandel:

Grenze des 
Änderungsbereiches

Ohne Maßstab
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Luftbild (Stand 2021)

Luftbilder 2021: Hessisches Landesamt für Bodenmanagement und Geoinformation

Grenze des Änderungsbereiches Maßstab: 1 : 10 000
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Vergrößerung der beabsichtigten Änderung

Grenze des Änderungsbereiches ohne Maßstab
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Begründung

A: Erläuterung der Planänderung 

A 1. Rechtliche Grundlagen

Das Verfahren zur Änderung des Regionalplans Südhessen/Regionalen Flächennutzungs-
plans 2010 (RPS/RegFNP 2010) wird gemäß den §§ 2 Abs.1 und 205 Baugesetzbuch 
(BauGB) in Verbindung mit § 8 Abs.1 Nr.1 des Gesetzes über die Metropolregion Frank-
furt/Rhein-Main (MetropolG) durchgeführt. Der RPS/RegFNP 2010 stellt gemäß § 5 BauGB 
für den Ballungsraum Frankfurt/Rhein-Main im Sinne des § 2 MetropolG die sich aus der be-
absichtigten städtebaulichen Entwicklung ergebende Art der Bodennutzung dar und legt ge-
mäß § 5 HLPG (Hessisches Landesplanungsgesetz) in Verbindung mit § 9 HLPG Erforder-
nisse der Raumordnung fest.

Baugesetzbuch, Baunutzungsverordnung, Planzeichenverordnung, Hessisches Landespla-
nungsgesetz und das Gesetz über die Metropolregion Frankfurt/Rhein-Main bilden neben 
weiteren Fachgesetzen in der jeweils gültigen Fassung zum Zeitpunkt der Beschlussfassung 
die Rechtsgrundlagen der Planung.

A 2. Geltungsbereich

Das Änderungsgebiet liegt zwischen den Ortsteilen Rüdigheim und Ravolzhausen nordöst-
lich der Rüdigheimer Straße (L 3445). 
Im Süden des Änderungsgebietes verläuft die L 3445 und bildet die Grenze der Flächen 1 
und 2. Im Westen des Gebietes liegt ein befestigter Feldweg, nördlich eine kleine Straße, die 
im weiteren Verlauf in die Schulstraße übergeht. Die östliche Begrenzung des Gebietes bil-
det das Gelände der Erich-Simdorn-Schule. Die Schulstraße biegt im weiteren Verlauf nach 
Südwesten zur L 3445 ab und stellt somit die Abgrenzung zwischen den Flächen 1 und 2 
des Änderungsgebietes dar.

Die Abgrenzung kann den vorgelegten Planzeichnungen entnommen werden.

A 3. Anlass, Ziel und Inhalt

Die Gemeinde Neuberg beabsichtigt, westlich der Erich-Simdorn-Schule einen zentralen 
Feuerwehrstützpunkt zu errichten (Fläche 1). In diesem sollen die beiden Ortsteilwehren auf-
gehen. 
Die Zusammenlegung an einem zentral gelegenen Standort soll dazu dienen, die gesetzli-
chen Hilfsfristen sicherstellen zu können und Synergien durch ein gemeinsames Gerätehaus 
mit entsprechenden Aufenthalts- und Schulungsräumen zu nutzen. 
Die Fläche 2 zwischen der Schule und dem geplanten Feuerwehrgelände soll langfristig 
ebenfalls einer Gemeinbedarfsnutzung zugeführt werden. Über die endgültige Nutzung ist 
noch nicht entschieden. 
Ziel der Planänderung ist die Schaffung der planungsrechtliche Grundlage für den im Paral-
lelverfahren befindlichen Bebauungsplan für Fläche 1 ("Feuerwehr").

Damit der Bebauungsplan als aus dem RPS/RegFNP 2010 entwickelt angesehen werden 
kann, ist es erforderlich, die bisherigen Planaussagen entsprechend der Festsetzung im Be-
bauungsplan bzw. der langfristigen Planungsabsicht der Kommune wie folgt zu ändern:

Fläche 1:"Grünfläche Sportanlage, ..." (ca. 1,0 ha) in "Fläche für Gemeinbedarf, Sicherheit 
und Ordnung" (ca. 1,0 ha)
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Fläche 2: "Fläche für die Landbewirtschaftung" (ca. 0,7 ha) in "Fläche für Gemeinbedarf, 
ohne Zweckbestimmung" (ca. 0,7 ha)

Der Kartenhintergrund in den Beikarten 1 und 2 des RPS/RegFNP 2010 wird an diese 
Änderung angepasst. 

A 4. Regionalplanerische Aspekte

Das Änderungsgebiet liegt im Bereich folgender regionalplanerischer Festlegungen: 
Fläche 1 ist als "Grünfläche - Sportanlage, …" dargestellt. Damit ist folgende regionalplaneri-
sche Zielsetzung verbunden: 
Fläche 1 des Änderungsgebietes liegt innerhalb des regionalplanerischen Vorranggebiets 
Siedlung, das gemäß Ziel Z3.4.1-3 des RPS/RegFNP 2010 die im RPS/RegFNP 2010 dar-
gestellten Wohnbau- und gemischten Bauflächen, Sonderbauflächen, Grünflächen, innerörtli-
cher Flächen für Ver- und Entsorgung, Gemeinbedarfsflächen sowie Flächen für Verkehrsan-
lagen beinhaltet. 
Fläche 2 ist als "Fläche für die Landbewirtschaftung" dargestellt. Damit ist folgende regional-
planerische Zielsetzung verbunden: 
Die „Flächen für die Landbewirtschaftung“ dienen der Erhaltung und Entwicklung der Frei-
raumfunktion und der Offenhaltung der Landschaft primär durch die landwirtschaftliche Be-
wirtschaftung.

A 5. Verkehrsplanerische Aspekte

Die Erschließung des Änderungsgebietes (Teilfläche 1 und 2) erfolgt über die an die Landes-
straße L 3445 angebundene Schulstraße. Der Standort ist aufgrund der direkten Anbindung 
an die Landesstraße und zwischen den beiden Ortsteilen in Bezug auf die Erreichbarkeit für 
die Mitarbeitenden, als auch der Ausrückzeiten zu Einsatzorten sinnvoll.

Die nächstgelegenen Bushaltestellen Neuberg-Ravolzhausen Erich-Simdorn-Schule (rd. 300 
m entfernt) und Neuberg-Rüdigheim Siedlung (rd. 350 m entfernt) sind fußläufig erreichbar 
und werden über die Buslinie MKK-57 (Hammersbach – Neuberg – Langenselbold) erschlos-
sen. Es besteht Anschluss an den Bahnhof Langenselbold. Am Haltepunkt Rüdigheim Sied-
lung verkehrt zusätzlich die Expressbuslinie X 94 des Rhein-Main-Verkehrsverbundes mit 
Anschluss an den Hanauer Hauptbahnhof.

Im RPS/RegFNP 2010 ist entlang der L 3445 eine überörtliche Fahrradroute dargestellt. 
Dadurch ist das Änderungsgebiet an das kommunale Fuß- und Radwegenetz angebunden.

A 6. Landschaftsplanerische Aspekte

Das Änderungsgebiet besteht aus zwei Teilflächen. 
Bei Fläche 1 handelt es sich um einen Bolzplatz mit unterschiedlichen Teilnutzungen (Fuß-
ballplatz, Basketballplatz und zwei weitere versiegelte bzw. asphaltierte Flächen). Die unbe-
festigten Flächen sind mit Rasen eingesät. Fläche 1 ist ringsum bepflanzt mit Gebüsch, 
Baumreihen, Einzelbäumen, niedrigen Hecken oder Baumhecken. Fläche 2 ist eine unver-
siegelte Grünlandfläche. 
Der Landschaftsplan von 2001 stellt beide Flächen als Ackerland dar, Fläche 1 ist versehen 
mit dem Symbol "Sportplatz", Fläche 2 ohne weitere Planaussage. Randlich sind lineare 
Baum- bzw. Gebüschbestände dargestellt, beginnend im Norden von Fläche 1 werden die 
nördliche und östliche Grenze des Änderungsgebietes von diesen Gebüschen eingerahmt. 
Entlang der L 3445 ist eine Allee aus einheimischen Laubbäumen dargestellt, diese ent-
spricht den realen Gegebenheiten.
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Die Zielnutzung "Sportplatz" für Fläche 1 ist mit dem Bolzplatz umgesetzt und die Baum-
bzw. Strauchreihen sind vorhanden.

Aussagen zur Behandlung und Anwendung der naturschutzrechtlichen Eingriffsregelung er-
folgen im Umweltbericht unter B 2.2 und B 2.3.

A 7. Planerische Abwägung

Die Gemeinde Neuberg plant die Zusammenlegung ihrer Ortsteilfeuerwehren an einem ge-
meinsamen zentral gelegenen Standort. Dieser liegt zwischen den beiden Ortsteilen Rüdig-
heim und Ravolzhausen auf einem bisher als Bolzplatz genutzten Areal (Fläche 1). Die zwi-
schen dem neuen Standort und dem Gelände der Schule gelegene Fläche 2 wird in das Än-
derungsverfahren einbezogen, um dort langfristig ebenfalls ein dem Gemeinbedarf dienenes 
Vorhaben umsetzen zu können. 
Da eine Gemeinbedarfsnutzung vorgesehen ist, wird kein Flächenausgleich erforderlich. 
Durch die Planung werden Baumaßnahmen und eine Versiegelung bislang unbebauter Flä-
chen vorbereitet, wodurch mit sehr erheblichen Beeinträchtigungen von Umweltbelangen zu 
rechnen ist wie Verlust oder Einschränkung von Bodenfunktionen (hohe Produktions-, Filter-
und Speicherfunktion etc.), von landwirtschaftlichen Produktionsflächen und von Lebensräu-
men für Tiere und Pflanzen, Einschränkung des Versickerungsvermögens für Regenwasser, 
Verringerung der Grundwasserneubildung, Verminderung der Kaltluftproduktion, Verlust von 
für die Erholung nutzbaren Freiflächen sowie Veränderung des Landschaftsbildes und mögli-
cher Blickbeziehungen. 
Die Planänderung dient der Neustrukturierung der örtlichen Feuerwehr besonders im Hin-
blick auf die Sicherstellung gesetzlich geforderter Hilfsfristen und Bereitstellung eines moder-
nen Gerätehauses. Die Einbeziehung von Fläche 2 in die vorliegende Änderung bereitet eine 
mögliche Nutzung für Zwecke des Gemeinbedarfs (z.B. Erweiterung des Schulstandortes) 
vor. 
Die durch die Planung zu erwartenden Beeinträchtigungen von Umweltbelangen können im 
Rahmen der verbindlichen Bauleitplanung durch geeignete Festsetzungen und Maßnahmen 
(siehe Punkt B 2.3) minimiert werden, so dass keine erheblichen nachteiligen Umweltauswir-
kungen durch die vorgesehene Änderung entstehen. 
Die Anfälligkeit der durch die Planung ermöglichten Vorhaben für schwere Unfälle und Kata-
strophen ist nach § 2 Abs.4 BauGB und § 39 Abs.3 UVPG vertieft im nachfolgenden Pla-
nungs- und Zulassungsprozess zu behandeln. Auf der Ebene der regionalen Flächennut-
zungsplanung wird lediglich die Anfälligkeit bewertet, die sich aus der Darstellung der Art der 
Bodennutzung in den Grundzügen gemäß § 5 Abs.1 BauGB ergibt. Es besteht ein Risiko ins-
besondere für die menschliche Gesundheit durch Unfälle auf der vorbeiführenden Straße. 
Die Wahrscheinlichkeit für das Eintreten eines solchen schweren Unfalles wird als sehr ge-
ring eingeschätzt.

Flächenausgleich: 
Ein Flächenausgleich ist nicht erforderlich, weil durch die Änderung eine Nutzung als Ge-
meinbedarfsflächen (Sicherheit und Ordnung bzw. ohne weitere Zweckbestimmung) vorbe-
reitet wird.
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B: Umweltbericht 

B 1. Einleitung 

B 1.1 Inhalt und wichtigste Ziele der Planänderung 

Die Gemeinde Neuberg beabsichtigt, westlich der Erich-Simdorn-Schule einen zentralen 
Feuerwehrstützpunkt zu errichten (Fläche 1). In diesem sollen die beiden Ortsteilwehren auf-
gehen. 
Die Fläche 2 zwischen der Schule und dem geplanten Feuerwehrgelände soll langfristig 
ebenfalls einer Gemeinbedarfsnutzung zugeführt werden. Über die endgültige Nutzung ist 
noch nicht entschieden. 
Zu diesem Zweck werden ca. 1,0 ha "Grünfläche, Sportanlage, ..." (Fläche 1) und ca. 0,7 ha 
"Fläche für die Landbewirtschaftung" (Fläche 2) zu "Fläche für den Gemeinbedarf" geändert. 
Fläche 1 erhält hierbei die Zweckbestimmung "Sicherheit und Ordnung", Fläche 2 bleibt 
ohne gesonderte Zweckbestimmung. 
Bezüglich des Themas Flächenausgleich wird auf Kapitel A 7 verwiesen.

B 1.2 Umweltschutzziele der Fachgesetze und Fachpläne

Im Umweltbericht sind die in einschlägigen Fachgesetzen und Fachplänen festgelegten Ziele 
des Umweltschutzes darzustellen, die für die Planänderung von Bedeutung sind. Diese wer-
den nachfolgend aufgeführt.

Zur Berücksichtigung der Umweltschutzziele wurden Prüfkriterien für die Umweltprüfung des 
RegFNP abgeleitet, die auch in der vorliegenden RegFNP-Änderung angewendet werden. Die 
Prüfkriterien und die entsprechende Methodik der Umweltprüfung sind im Kapitel 3.1.1 (Um-
weltprüfung allgemein) des Umweltberichts zum RPS/RegFNP 2010 erläutert. 
Dabei ist grundsätzlich zu berücksichtigen, dass auf Ebene der vorbereitenden Bauleitpla-
nung die Einhaltung bestimmter Umweltschutzziele - wie z.B. von Grenzwerten beim Immis-
sionsschutz - im Regelfall noch nicht genau geprüft werden kann, da in diesem Planungssta-
dium meist noch keine detaillierten Angaben zur späteren Nutzung vorliegen.

Wie die genannten Ziele im konkreten Fall der vorliegenden Planänderung berücksichtigt 
werden, ist in Kapitel B 2. Umweltauswirkungen und den diesem zu Grunde liegenden Da-
tenblättern zur Umweltprüfung erläutert (siehe auch Kap. B 3.1 Prüfverfahren).

BBodSchG - Bundes-Bodenschutzgesetz

Zweck dieses Gesetzes ist es, nachhaltig die Funktionen des Bodens zu sichern oder 
wiederherzustellen. Hierzu sind schädliche Bodenveränderungen abzuwehren, der Boden 
und Altlasten sowie hierdurch verursachte Gewässerverunreinigungen zu sanieren und 
Vorsorge gegen nachteilige Einwirkungen auf den Boden zu treffen. Bei Einwirkungen auf 
den Boden sollen Beeinträchtigungen seiner natürlichen Funktionen sowie seiner Funktion 
als Archiv der Natur- und Kulturgeschichte so weit wie möglich vermieden werden. 
(§ 1 BBodSchG)

BImSchG - Bundes-Immissionsschutzgesetz

Zweck dieses Gesetzes ist es, Menschen, Tiere und Pflanzen, den Boden, das Wasser, die 
Atmosphäre sowie Kultur- und sonstige Sachgüter vor schädlichen Umwelteinwirkungen zu 
schützen und dem Entstehen schädlicher Umwelteinwirkungen vorzubeugen. (§ 1 BImSchG) 

Bei raumbedeutsamen Planungen und Maßnahmen sind die für eine bestimmte Nutzung 
vorgesehenen Flächen einander so zuzuordnen, dass schädliche Umwelteinwirkungen und 
von schweren Unfällen im Sinne des Artikels 3 Nummer 13 der Richtlinie 2012/18/EU in
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Betriebsbereichen hervorgerufene Auswirkungen auf die ausschließlich oder überwiegend 
dem Wohnen dienenden Gebiete sowie auf sonstige schutzbedürftige Gebiete, insbesondere 
öffentlich genutzte Gebiete, wichtige Verkehrswege, Freizeitgebiete und unter dem 
Gesichtspunkt des Naturschutzes besonders wertvolle oder besonders empfindliche Gebiete 
und öffentlich genutzte Gebäude, so weit wie möglich vermieden werden. (§ 50 BImSchG)

KSG - Bundes-Klimaschutzgesetz

Zweck dieses Gesetzes ist es, zum Schutz vor den Auswirkungen des weltweiten 
Klimawandels die Erfüllung der nationalen Klimaschutzziele sowie die Einhaltung der 
europäischen Zielvorgaben zu gewährleisten. (§ 1 KSG)

BNatSchG - Bundesnaturschutzgesetz

Zwecke dieses Gesetztes sind Natur und Landschaft auf Grund ihres eigenen Wertes und 
als Grundlage für Leben und Gesundheit des Menschen auch in Verantwortung für die 
künftigen Generationen im besiedelten und unbesiedelten zu schützen. 

Dazu zählen, dass die biologische Vielfalt, die Leistungs- und Funktionsfähigkeit des 
Naturhaushalts einschließlich der Regenerationsfähigkeit und nachhaltigen 
Nutzungsfähigkeit der Naturgüter sowie die Vielfalt, Eigenart und Schönheit sowie der 
Erholungswert von Natur und Landschaft auf Dauer gesichert sind; der Schutz umfasst auch 
die Pflege, die Entwicklung und, soweit erforderlich, die Wiederherstellung von Natur und 
Landschaft. (§ 1 BNatSchG)

HAltlBodSchG - Hessisches Altlasten- und Bodenschutzgesetz

Zweck dieses Gesetztes ist es, die Funktionen des Bodens nachhaltig zu sichern oder 
wiederherzustellen. (§ 1 HAltlBodSchG)

HDSchG - Hessisches Denkmalschutzgesetz

Zweck dieses Gesetztes ist es, durch Denkmalschutz und Denkmalpflege die Kulturdenkmäler 
als Quellen und Zeugnisse menschlicher Geschichte und Entwicklung zu schützen und zu 
erhalten sowie darauf hinzuwirken, dass sie in die städtebauliche Entwicklung, Raumordnung 
und den Erhalt der historisch gewachsenen Kulturlandschaft einbezogen werden. (§ 1 
HDSchG)

WHG - Wasserhaushaltsgesetz

Zweck dieses Gesetzes ist es, durch eine nachhaltige Gewässerbewirtschaftung die 
Gewässer als Bestandteil des Naturhaushalts, als Lebensgrundlage des Menschen, als 
Lebensraum für Tiere und Pflanzen sowie als nutzbares Gut zu schützen. (§ 1 WHG)

BauGB - Baugesetzbuch

Zweck dieses Gesetztes ist es, die Aufgaben der Bauleitplanung zu regeln. Die Bauleitpläne 
sollen eine nachhaltige städtebauliche Entwicklung, die die sozialen, wirtschaftlichen und 
umweltschützenden Anforderungen auch in Verantwortung gegenüber künftigen 
Generationen miteinander in Einklang bringt, und eine dem Wohl der Allgemeinheit dienende 
sozialgerechte Bodennutzung gewährleisten. Sie sollen dazu beitragen, eine 
menschenwürdige Umwelt zu sichern, die natürlichen Lebensgrundlagen zu schützen und zu 
entwickeln sowie den Klimaschutz und die Klimaanpassung, insbesondere auch in der 
Stadtentwicklung, zu fördern, sowie die städtebauliche Gestalt und das Orts- und 
Landschaftsbild baukulturell zu erhalten und zu entwickeln. Hierzu soll die städtebauliche 
Entwicklung vorrangig durch Maßnahmen der Innenentwicklung erfolgen. (§ 1 BauGB)

Landschaftsplan
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Zu den Aussagen des Landschaftsplanes wird auf Kapitel A 6 verwiesen.

Flächenausgleichsrichtlinie des Regionalverbandes FrankfurtRheinMain

Die Flächenausgleichsrichtlinie soll einen nachhaltigen Umgang mit dem Schutzgut Boden 
dauerhaft gewährleisten und den Flächenverbrauch im Gebiet des Regionalverbandes ange-
messen steuern (Beschluss Nr. III-223 der Verbandskammer vom 29.04.2015 zur Drucksache 
Nr. III-2015-26, geändert durch Beschluss Nr. IV-182 der Verbandskammer vom 11.12.2019 
zur Drucksache Nr. IV-2019-70 und durch Beschluss Nr. V-76 der Verbandskammer vom 
14.12.2022 zur Drucksache Nr. V-2022-68).

B 2. Umweltauswirkungen

B 2.1 Bestandsaufnahme und Bewertung des derzeitigen Umweltzustands

Das Änderungsgebiet besteht aus zwei Teilflächen. 
Fläche 1 wird derzeit als Bolzplatz mit unterschiedlichen Teilnutzungen verwendet. Neben 
einem Fußballplatz im Norden gibt es im mittleren Bereich einen asphaltierten Basketball-
platz sowie in der südwestlichen Ecke und im Südosten je eine weitere asphaltierte bzw. be-
festigte Fläche. Die unbefestigten Flächen sind mit Rasen eingesät, der regelmäßig gemäht 
wird. Fläche 1 ist ringsum bepflanzt mit flächigem Gebüsch, Baumreihen, Einzelbäumen, 
niedrigen Hecken oder Baumhecken. 
Fläche 2 ist eine Grünlandfläche, entlang der L 3445 gibt es einen alleeartigen Baumbe-
stand.

Von der Änderung sind keine Schutzgebiete betroffen.

Folgende schutzgutbezogene Umweltfaktoren sind relevant:

Boden und Fläche 
 Flächen 1 und 2: 
 kein Vorhandensein von Altflächen oder Kampfmitteln bekannt 
 Bodenfunktionale Gesamtbewertung für südliche Hälfte der Fläche 1 und gesamte 

Fläche 2 hoch 
 Ackerzahl für südliche Hälfte der Fläche 1 und gesamte Fläche 2: 70-75 

 Fläche 1: 
 Flächenversiegelung ca. 25% 
 Bodenart anthropogen überprägte pot. Parabraunerde aus Löss 

 Fläche 2: 
 Versiegelungsgrad unter 10%, nahezu unversiegelt 
 Bodenart Kolluvisol aus Kolluvisolschluff aus Löss 
 tertiäre Bauxitverwitterung (ca. 50% der Fläche) 
 sehr hohes Ertragspotenzial und Nitratrückhaltevermögen bei mittlerer Feldkapazität 
 ertragssichere Böden mit Grundwasser- und Klimaschutzfunktion 
 geringe Erosionsgefährdung 

Wasser 
 keine Oberflächengewässer vorhanden 
 keine Hochwassergefährdung (kein Überschwemmungsgebiet oder gem. Hochwas-

sergefahrenkarte) 
 kein Trinkwasser- oder Heilquellenschutzgebiet
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 mittlere Verschmutzungsempfindlichkeit des Grundwassers 
 erhöhte bis hohe Starkregengefährdung

Luft und Klima 
 kräftiges Kaltluftströmungssytem (Volumenstrom > 60-150 cbm je m*s) (Fläche 1 und 

westlicher Teil der Fläche 2), mäßiges Kaltluftströmungssytem (Volumenstrom > 30-
60 cbm je m*s) (östlicher Teil der Fläche 2)

Tiere, Pflanzen und biologische Vielfalt 
 Natur- und Landschaftsschutzgebiete sowie Natura-2000-Gebiete sind nicht betroffen 
 Im parallelen Bebauungsplanverfahren ist demnächst eine Nacherfassung insbeson-

dere der Tierwelt vorgesehen. Anhand der Ergebnisse werden die diesbezüglichen 
Aussagen im weiteren Verfahren ergänzt. 

 Nach der in unserem Haus erstellten Potenzialanalyse anhand der Lebensraumaus-
stattung (Nutzung als Bolzplatz mit Baumbestand (Fläche 1) und Grünland (Fläche 
2)) können Vorkommen von geschützent Vogelarten (Hecken- und Gebüschbrüter), 
Fledermäusen, Kleinsäugern und evtl. Reptilien nicht ausgeschlossen werden.

Landschaft 
 Lage im Landschaftsraum Büdingen-Meerholzer Hügelland; Ronneburger Hügelland 

und Kinzigauen 
 Die Erholungsfunktion besteht im Wesentlichen in der Naherholung und durch die 

Nutzung als Bolzplatz auf Fläche 1 
 hohe Einsehbarkeit des Geländes

Mensch und seine Gesundheit 
 Belastung durch Straßenverkehrslärm von LDEN (0-24 Uhr): 55-59 dB(A), LNGT (22-

6 Uhr): 45-49 dB(A), LDEN (0-24 Uhr): 60-64 dB(A), LNGT (22-6 Uhr): 50-54 dB(A), 
LNGT (22-6 Uhr): 60-64 dB(A), LDEN (0-24 Uhr): 65-69 dB(A), LNGT (22-6 Uhr): 55-
59 dB(A), LDEN (0-24 Uhr): 70-74 dB(A), ausgehend von der vorbeiführenden L 3445

Kultur- und sonstige Sachgüter 
 Im Änderungsgebiet liegen keine Hinweise auf ein Vorhandensein von Bodendenk-

mälern vor 
 in südwestlicher Richtung in ca. 200 m Entfernung befindet sich das Bodendenkmal 

"Rüdigheim 7" (vorgeschichtliche Siedlung) 
 in östlicher Richtung in ca. 50 m Entfernung von Fläche 2 verläuft der Limes 

B 2.2 Prognose und Bewertung der Auswirkungen 

Auswirkungen der bisherigen Planung

Durch die bisherige Planung sind für beide Teilflächen eine teilweise Versiegelung, z.B. für 
Anlagen für sportliche Zwecke wie Umkleidekabinen (Fläche 1) oder landwirtschaftlich ge-
nutzte Gebäude (Fläche 2) möglich. Durch solche Elemente sind folgende Auswirkungen zu 
erwarten: 
- dauerhafter Verlust bzw. Beeinträchtigung des natürlichen Bodens und seiner natürlichen 
Bodenfunktionen (Lebensraumfunktion, Speicher-, Puffer- und Filterfunktion, natürliche Er-
tragsfunktion) durch Versiegelung, Verdichtung, Vegetationsänderung. 
- Veränderung von Lebensräumen für Tiere und Pflanzen. 
- Veränderung des Landschaftsbildes 
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Auswirkungen der Planänderung

Durch die Planänderung sind durch Versiegelung und Überbauung und Grünflächengestal-
tung im Rahmen der Flächeninanspruchnahme für einen Feuerwehrstützpunkt (Fläche 1) 
und eine zukünftige noch nicht weiter konkretisierte Inanspruchnahme (Fläche 2) folgende 
Auswirkungen zu erwarten: 
- dauerhafter Verlust bzw. Beeinträchtigung des natürlichen Bodens und seiner natürlichen 
Bodenfunktionen (Lebensraumfunktion, Speicher-, Puffer- und Filter und Kühlfunktion, natür-
liche Ertragsfunktion) durch Versiegelung, Umlagerung, Vermischung, Verdichtung, Rodung 
bzw. Vegetationsänderung 
- dauerhafter Verlust bzw. Beeinträchtigung des Geotops durch Versiegelung, Umlagerung, 
Verdichtung. 
- Detailliertere Aussagen zu den Auswirkungen sowie zum möglichen Ausgleich können erst 
im parallel laufenden Bebauungsplan-Verfahren anhand konkreter Festsetzungen getroffen 
werden 
Diese Auswirkungen stellen einen Konflikt mit den Zielen des BBodSchG, KSG, BNatSchG, 
HAltlBodSchG, BauGB dar.

- Reduzierung der Grundwasserneubildung 
- mögliche Grundwasserverschmutzung 
- Die ausreichende Versorgung mit Trink- und Löschwasser sowie die Abwasserentsorgung 
ist seitens der Kommune nachzuweisen 
Diese Auswirkungen stellen einen Konflikt mit den Zielen des BBodSchG, BNatSchG, WHG, 
BauGB dar.

- Verlust von kaltluftproduzierenden Flächen 
- geringfügige Veränderungen des Kleinklimas, die für die Frischluftversorgung von Neuberg 
nicht relevant sind 
Diese Auswirkungen stellen einen Konflikt mit den Zielen des KSG, BNatSchG, BauGB dar.

- Verlust bzw. Veränderung von Lebensräumen für Tiere und Pflanzen. 
- Verlust von Teil-Lebensräumen für einige Arten, Entstehung von neuen Lebensräumen für 
andere Arten. 
- Sollten auf der nachfolgenden Planungsebene vorgezogene Ausgleichsmaßnahmen not-
wendig werden, ist derzeit davon auszugehen, dass diese in den an das Plangebiet angren-
zenden Bereichen realisiert werden können. 
- Vertiefte Aussagen zu den zu erwartenden Auswirkungen auf Tiere und Pflanzen erfolgen 
im weiteren Verfahren, wenn ein entsprechendes Gutachten im Rahmen des parallelen Be-
bauungsplanverfahrens vorliegt. 
Diese Auswirkungen stellen einen Konflikt mit den Zielen des BNatSchG, BauGB dar.

- Verlust von für die Naherholung genutzten Freiflächen 
- Das Rad- und Fußwegenetz bleibt für die Naherholung erhalten. 
- Durch geeignete Gestaltungs- und Eingrünungsmaßnahmen kann die Veränderung des 
Landschaftsbildes insgesamt minimiert werden. 
Diese Auswirkungen stellen einen Konflikt mit den Zielen des BNatSchG, BauGB dar.

- Eine Beeinträchtigung des Wohnumfeldes ist gemäß Bebauungsplan nicht zu erwarten. 
- Erhöhung der Belastung der Nutzer durch Straßenverkehrslärm (LDEN (0-24 Uhr): 55-59 
dB(A), LNGT (22-6 Uhr): 45-49 dB(A), LDEN (0-24 Uhr): 60-64 dB(A), LNGT (22-6 Uhr): 50-
54 dB(A), LNGT (22-6 Uhr): 60-64 dB(A), LDEN (0-24 Uhr): 65-69 dB(A), LNGT (22-6 Uhr): 
55-59 dB(A), LDEN (0-24 Uhr): 70-74 dB(A)) 
Diese Auswirkungen stellen einen Konflikt mit den Zielen des BImSchG, BauGB dar.
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Bei Realisierung der Planung werden voraussichtlich während der Bau- und Betriebsphase 
Abfälle (u.a. Erdaushub, sonstige Baustellenabfälle) und Abwasser anfallen sowie Emissio-
nen wie z.B. Schadstoffe, Lärm, Erschütterungen, Licht entstehen. Art und Menge und der 
ordnungsgemäße Umgang mit anfallenden Stoffen sowie der Umfang der aus möglichen 
Emissionen resultierenden Belästigungen kann in der vorbereitenden Bauleitplanung nicht 
detailliert beschrieben und quantifiziert werden. Sie sind im Rahmen der verbindlichen Bau-
leitplanung zu ermitteln. Aussagefähige Regelungen und mögliche Vermeidungsmaßnah-
men, ggfs. auch zur Betriebsphase des Vorhabens, sind auf Ebene der verbindlichen Bau-
leitplanung bzw. im Rahmen der Baugenehmigung zu treffen. 
Für das Plangebiet sind gemäß dem heutigen Kenntnisstand auf Ebene der vorbereitenden 
Bauleitplanung keine kumulierenden Wirkungen mit anderen Vorhaben im Umfeld erkennbar. 
Aussagen zu den Auswirkungen der geplanten Vorhaben auf das Klima, deren Anfälligkeit 
gegenüber den Folgen des Klimawandels wie z.B. höhere Anzahl von heißen Sommertagen, 
Zunahme von Starkregenereignissen, heftigen Stürmen sowie zu den eingesetzten Techni-
ken und Stoffen können auf Ebene der vorbereitenden Bauleitplanung nur sehr allgemein ge-
troffen werden. Genauere Angaben sind erst auf der Ebene der verbindlichen Bauleitplanung 
möglich.

Naturschutzrechtliche Eingriffsregelung

Durch die Planung sind folgende Eingriffe in Natur und Landschaft zu erwarten: 
Eingriffe in den Boden, Veränderung bzw. Verlust von Lebensräumen für Hecken- und Ge-
büschbrüter, Entstehung neuer Lebensräume durch Anlage und Gestaltungvon Grünflächen, 
Veränderung des Landschaftsbildes. 
Die für die Kompensation des Eingriffs in Boden, Natur und Landschaft erforderlichen Aus-
gleichsmaßnahmen können innerhalb der zukünftigen Bauflächen in Form von standortge-
rechter Bepflanzung, Eingrünung, Dach- und Fassadenbegrünung etc., innerhalb der im 
RPS/RegFNP 2010 ausgewiesenen "Ökologisch bedeutsamen Flächennutzung" oder über 
eine Verrechnung mit Ökokontopunkten erfolgen. 
Die Behandlung der naturschutzrechtlichen Eingriffsregelung ist in der Flächennutzungspla-
nung wegen der Beschränkung auf die Grundzüge der städtebaulichen Entwicklung und der 
auf dieser Planungsstufe meist noch relativ unbestimmten Planung nur allgemein möglich. 
Für die Kompensation der geplanten Eingriffe, die nicht in den Bauflächen selbst unterge-
bracht werden können, weist der RPS/RegFNP 2010 die Ökologisch bedeutsame Flächen-
nutzung aus. Abgleitet aus dem Biotopverbundsystem der kommunalen Landschafts-pläne, 
sind dies Gebiete, die wegen ihres Zustandes, ihrer Lage oder wegen ihrer natürlichen Ent-
wicklungsmöglichkeiten für künftige Maßnahmen des Naturschutzes und der Landschafts-
pflege besonders geeignet sind. Eine Konkretisierung der Einzelflächen sowie eine Eingriffs-
/Ausgleichsbilanzierung erfolgt erst auf der Ebene der verbindlichen Bauleitplanung. Hierfür 
bieten die Landschaftspläne und landschaftsplanerischen Gutachten detaillierte Maßnah-
menplanungen. Neben dem Biotopverbundsystem bietet auch die Realisierung des Regio-
nalparks Möglichkeiten zur Kompensation. 
Nicht vermeidbare erhebliche Beeinträchtigungen des Bodens und seiner natürlichen Funkti-
onen sind gemäß Eingriffsregelung des Bundesnaturschutzgesetzes zu kompensieren. Der 
Regionale Flächennutzungsplan kann hierfür lediglich eine Rahmensetzung treffen - z.B. 
über die Darstellung der „Ökologisch bedeutsamen Flächennutzung“. Die konkrete Planung 
und Durchführung der Kompensationsmaßnahmen selbst ist im Zuge der Bauleitplanung 
bzw. der Fachplanung zu leisten. Dafür geeignet sind insbesondere Böden mit geringem 
Funktionserfüllungsgrad, wobei zwischen Eingriff und Ausgleich kein räumlicher Zusammen-
hang bestehen muss (s. Hessisches Ministerium für Umwelt, Energie, Landwirtschaft und 
Verbraucherschutz (2011): "Bodenschutz in der Bauleitplanung - Arbeitshilfe zur Berücksich-
tigung von Bodenbelangen in der Abwägung und der Umweltprüfung nach BauGB in Hes-
sen" bzw. Hessische Landesanstalt für Naturschutz, Umwelt und Geologie (2019): Arbeits-
hilfe "Kompensation des Schutzgutes Boden in der Bauleitplanung nach BauGB").
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Da noch keine detaillierte Planung vorliegt, können konkrete Aussagen zur naturschutzrecht-
lichen Eingriffsregelung sowie der Kompensation der Bodenfunktionen erst im weiteren Ver-
fahren ergänzt werden.

FFH-Verträglichkeit

Gemäß § 34 Bundesnaturschutzgesetz sind Projekte vor ihrer Zulassung auf ihre Verträg-
lichkeit mit den Erhaltungszielen von Natura 2000-Gebieten zu überprüfen. In den maßgebli-
chen Gesetzen ist festgelegt, dass Flächennutzungspläne zu den zu prüfenden Projekten 
bzw. Plänen zählen. Die Natura 2000-Gebiete bilden das europäische Schutzgebietsnetz 
und umfassen die im Rahmen der Fauna-Flora-Habitat-Richtlinie (FFH-Richtlinie) und Vogel-
schutzrichtlinie gemeldeten Gebiete. Im Scoping-Verfahren zum RPS/RegFNP 2010 wurde 
festgelegt, dass geplante Bauflächen innerhalb eines 1000 m-Radius um Natura 2000-Ge-
biete einer FFH-Vorprüfung (Prognose) zu unterziehen sind, geplante Grünflächen (bis auf 
Sport) in einem 200 m-Radius. Die Prüfung ergab keine derart betroffenen Flächen innerhalb 
dieser Abstandsbereiche.

B 2.3 Maßnahmen zur Vermeidung, Verringerung und zum Ausgleich

Im Rahmen der verbindlichen Bauleitplanung werden Festsetzungen getroffen, die den o.g. 
Umweltauswirkungen entgegen wirken. Das sind im Wesentlichen:

 Minimierung der Neuversiegelung, Entsiegelung bereits versiegelter Flächen 
 Begrenzung der überbaubaren Grundstücksfläche, Festsetzungen zum flächenspa-

renden Bauen (z.B. Minimierung der Erschließungsflächen, verdichtete Bauweise) 
 Festsetzungen zur Wasserdurchlässigkeit von Grundstücksteilen durch Einsatz was-

serdurchlässiger Baustoffe, Bauteile oder entsprechender Bauverfahren. 
 Es besteht grundsätzlich die Möglichkeit, dass im Rahmen von Baumaßnahmen, ins-

besondere bei Ausschachtungsarbeiten, bislang unbekannte Altablagerungen, Bo-
denkontaminationen oder sonstige Beeinträchtigungen angeschnitten werden. Dabei 
kann es sich u. U. um ausgasende, gesundheitsgefährdende Stoffe handeln. Um Ge-
fährdungen zu vermeiden, sind bei neu entdeckten Bodenverunreinigungen unver-
züglich die zuständigen Behörden zu benachrichtigen und die weitere Vorgehens-
weise abzustimmen. 

 Identifizierung und Sicherung wertvoller, empfindlicher und / oder nicht benötigter Bo-
denflächen während der Bauphase, Wiederherstellung baulich temporär genutzter 
Bodenflächen 

 Fachgerechte Verwertung von Bodenaushub (getrennte Lagerung von Ober- und Un-
terboden, Vermeidung von Vernässung und Verdichtung, Wiedereinbau) 

 Vermeidung stofflicher Belastungen des Bodens und des Grundwassers bei den Bau-
ausführungen 

 Berücksichtigung der Witterung vor dem Befahren empfindlicher Böden 
 Baustelleneinrichtung und Lagerflächen im Bereich bereits verdichteter bzw. versie-

gelter Böden 
 Nicht vermeidbare erhebliche Beeinträchtigungen des Bodens und seiner natürlichen 

Funktionen sind gemäß Eingriffsregelung des Bundesnaturschutzgesetzes zu kom-
pensieren, siehe auch Kapitel B 2.2. Die konkrete Planung und Durchführung der 
Kompensationsmaßnahmen selbst ist im Zuge der Bauleitplanung bzw. der Fachpla-
nung zu leisten. Zu den bevorzugten Maßnahmen zählen z.B. Entsiegelung, Rekulti-
vierung von Abbaustätten, Altablagerungen usw., Abtrag von Aufschüttungen, Verfül-
lungen usw., Schadstoffbeseitigung, Bodenreinigung, Oberbodenauftrag, Bodenlo-
ckerung, erosionsmindernde Maßnahmen, Wiedervernässung ehemals nasser oder 
feuchter Standorte oder Aufwertung ackerbaulich bewirtschafteter Fläche durch Ex-
tensivierung.
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 Maßnahmen zur Regenwasserbewirtschaftung, z.B. Zisternen, Löschwasserteich o.ä. 
 Rückführung von Niederschlagswasser in den Wasserkreislauf, soweit dies aus was-

serrechtlicher Sicht sinnvoll und zulässig ist. 
 Retention von Niederschlagswasser durch Dachbegrünung und Grünflächen 
 Maßnahmen im Rahmen eines nachhaltigen Energiekonzeptes, wie z.B. Verwendung 

von Solarthermie- oder Photovoltaikanlagen etc. 
 Fassaden- und Dachbegrünungen 
 Festsetzung von Flächen mit Bindungen für Bepflanzung sowie Erhaltung von Bäu-

men, Sträuchern und sonstigem Bewuchs, extensive Grünlandnutzung in den nicht 
überbauten Flächen, Gehölzpflanzungen zur Eingrünung, Begrünung der Grund-
stücksfreiflächen, Pflanzung von Straßenbegleitgrün, Begrünung von Fahrzeugstell-
plätzen 

 zeitliche Beschränkung der / Baufeldvorbereitung und / Rodung von Gehölzen auf 
Zeiträume außerhalb der Brutsaison von Vögeln (01.10-28/29.02 bzw. 01.03-30.10) 

 Bei Baufeldfreimachung im Winterhalbjahr Kontrolle von Baumhöhlen / Gebäuden auf 
Winterquartiere von Fledermäusen und ggfs. Durchführung geeigneter Sicherungs-
maßnahmen 

 Verwendung von insektenfreundlicher Beleuchtung (z.B. Natrium-Dampfdrucklam-
pen, LED-Leuchtmittel) mit vollständig geschlossenem Lampengehäuse, um ein An-
locken von Insekten zu vermeiden bzw. Verluste zu minimieren. 

 Zur Verhinderung von Vogelschlag an spiegelnden Gebäudefronten ist für alle spie-
gelnden Gebäudeteile die Durchsichtigkeit durch Verwendung transluzenter Materia-
lien oder flächiges Aufbringen von Markierungen zu reduzieren. 

 Gestaltungsvorgaben zur Einbindung in die Umgebungsnutzung, z.B. zurückhaltende 
Farbgebung für Gebäude, abgestufte Gebäudehöhen. 

 Aufgrund der Vorbelastung durch Straßenverkehrslärm sind evtl. Maßnahmen des 
aktiven und passiven Lärmschutzes erforderlich 

 Um sicherzustellen, dass keine Bodendenkmäler beeinträchtigt und/oder zerstört 
werden, wurde ein entsprechender Hinweis in den Bebauungsplan aufgenommen, 
dass bei Erdarbeiten ggf. auftretende Bodenfunde unverzüglich dem Landesamt für 
Denkmalpflege, hessenArchäologie, oder der Unteren Denkmalschutzbehörde zu 
melden und Funde und Fundstellen in unverändertem Zustand zu erhalten und in ge-
eigneter Weise bis zu einer Entscheidung zu schützen sind.

B 2.4 Anderweitige Planungsmöglichkeiten

Alternativstandorte mit grundsätzlich besseren Voraussetzungen haben sich - auch hinsicht-
lich der Verfügbarkeit - im Gemeindegebiet nicht ergeben. Anderweitige Planungsmöglichkei-
ten, die zu einer gleichwertigen Lösung führen könnten, sind in Neuberg bzw. in den Rand-
bereichen der Ortslagen nicht vorhanden. 
Die vorgesehene Lage zwischen den Ortsteilen ist aufgrund der Erreichbarkeit und der zu 
erwartenden Belastungen für das Umfeld einer Lage im Ortskern vorzuziehen. Dies und die 
Einhaltung der vorgeschriebenen Hilfsfristen waren bei der Standortwahl ausschlaggebend.
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B 3. Zusätzliche Angaben 

B 3.1 Prüfverfahren

Das für die vorliegende Planänderung verwendete Verfahren zur Umweltprüfung ist hinsicht-
lich Umfang, Detaillierungsgrad und Methodik weitgehend identisch mit dem Prüfverfahren 
zum Umweltbericht des RPS/RegFNP 2010. In der Planänderung kommen insbesondere die 
darin unter 3.1.1 und 3.1.2 beschriebenen Teilverfahren zur Prüfung von Einzelflächen (Ein-
zelprüfung) und zur Vorprüfung der Natura 2000- bzw. FFH-Verträglichkeit zur Anwendung. 
Das Verfahren wurde ergänzt um Aussagen zu den Risiken für die menschliche Gesundheit, 
das kulturelle Erbe oder die Umwelt (zum Beispiel durch Unfälle oder Katastrophen) und um 
eine Beschreibung der erheblichen nachteiligen Auswirkungen nach § 1 Absatz 6 Nummer 7 
Buchstabe j BauGB.

Für die Einzelprüfung wird ein GIS-basiertes Abfrage-, Dokumentations- und Erstbewer-
tungsinstrumentarium verwendet, mit dem alle relevanten Umweltbelange automatisiert er-
mittelt werden können. 
Anhand von über 50 Umweltthemen werden dabei die Auswirkungen der Planänderung auf 
sieben verschiedene Schutzgüter (Boden und Fläche, Wasser, Luft und Klima, Tiere und 
Pflanzen/Biologische Vielfalt, Landschaft / landschaftsbezogene Erholung, Gesundheit des 
Menschen/Bevölkerung, Kultur- und Sachgüter) sowie Wechselwirkungen zwischen diesen 
analysiert. Zu den Umweltthemen zählen sowohl meist gebietsbezogene Angaben zu hohen 
Umweltqualitäten, die negativ oder positiv beeinflusst werden können als auch vorhandene 
Vorbelastungen, die die Planung selbst beeinträchtigen können. Ein Teil der Umweltthemen 
ist zusätzlich mit rechtlichen Bindungen belegt, die sich für bestimmte Planungen als Restrik-
tion erweisen können (z.B. naturschutzrechtliche Schutzgebiete). Für einzelne Umweltthe-
men wurden so genannte „Erheblichkeitsschwellen“ definiert, bei deren Überschreiten mit vo-
raussichtlichen erheblichen Umweltauswirkungen zu rechnen ist. 
Die Ergebnisse der automatisierten Umweltprüfung werden in einem „Datenblatt zur Umwelt-
prüfung“ dargestellt. Sie sind die Grundlage für die weiter eingrenzende, verbal-argumenta-
tive Bewertung in Kapitel B 2 des Umweltberichts. 
Das Datenblatt kann beim Regionalverband FrankfurtRheinMain eingesehen werden.

Die Prüfung der FFH-Verträglichkeit wird auf den ersten Prüfschritt (FFH-Vorprüfung oder -
Prognose) begrenzt. In der FFH-Vorprüfung erfolgt eine überschlägige Bewertung, ob erheb-
liche Beeinträchtigungen der für die Erhaltungsziele oder den Schutzzweck maßgeblichen 
Bestandteile eines Natura-2000 Gebietes durch die Planung offensichtlich ausgeschlossen 
werden können. 
Die Vorprüfung ist auf die Ebene der vorbereitenden Bauleitplanung ausgerichtet. Diese gibt 
nur die Grundzüge der angestrebten Flächennutzung wieder. Auf der Ebene der verbindli-
chen Bauleitplanung ist im Regelfall eine weitere Vorprüfung ausgehend von Wirkfaktoren 
der dann konkretisierten Planung durchzuführen.

Bei der Zusammenstellung der Angaben sind folgende Schwierigkeiten aufgetreten:

Einzelne Umweltbelange können wegen zu kleinmaßstäblicher Datengrundlagen und man-
gels Kenntnis der im Einzelnen geplanten Vorhaben nur in sehr allgemeiner Form behandelt 
werden. Dies betrifft Aussagen 

 zur Art und Menge der erzeugten Abfälle, ihrer Beseitigung und Verwertung, 
 zu den Auswirkungen der geplanten Vorhaben auf das Klima sowie deren Anfällig-

keit gegenüber den Folgen des Klimawandels, 
 zu den eingesetzten Techniken und Stoffen und 
 zu den Risiken für die menschliche Gesundheit, das kulturelle Erbe oder die Umwelt 

durch schwere Unfälle oder Katastrophen.
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Diese Aspekte können erst im Rahmen der weiteren Konkretisierung der Vorhaben im Plan-
gebiet im Rahmen der nachfolgenden Planungs- und Genehmigungsverfahren genauer be-
nannt werden.

B 3.2 Geplante Überwachungsmaßnahmen (Monitoring)

Gemäß § 4c BauGB sind die erheblichen Umweltauswirkungen, die auf Grund der Durchfüh-
rung von Bauleitplänen eintreten, zu überwachen. 
Für den RPS/RegFNP 2010 wurde dazu ein Konzept für ein Monitoring entwickelt, das in Ka-
pitel 3.2 des Umweltberichtes zum RPS/RegFNP 2010 beschrieben ist. Die mit der vorlie-
genden Planänderung verbundenen Umweltauswirkungen fließen in dieses Monitoring mit 
ein.

B 3.3 Zusammenfassung des Umweltberichts

Die Gemeinde Neuberg beabsichtigt, westlich der Erich-Simdorn-Schule einen zentralen 
Feuerwehrstützpunkt zu errichten (Fläche 1). In diesem sollen die beiden Ortsteilwehren auf-
gehen. 
Die Fläche 2 zwischen der Schule und dem geplanten Feuerwehrgelände soll langfristig 
ebenfalls einer Gemeinbedarfsnutzung zugeführt werden. Über die endgültige Nutzung ist 
noch nicht entschieden. 
Durch Versiegelung, Überbauung und Grünflächengestaltung sind Auswirkungen für Boden 
und Fläche (Flächenverlust, Funktionsverlust natürlicher Böden), Wasser (Reduzierung der 
Grundwasserneubildung), Tiere, Pflanzen und biologische Vielfalt (Lebensraumverlust), 
Klima und Luft (kleinklimatische Veränderung) und Landschaft (Veränderung des Land-
schaftsbildes) zu erwarten. 
Durch geeignete Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen können die Auswirkungen minimiert 
beziehungsweise kompensiert werden, so dass keine erheblichen Umweltauswirkungen zu-
rückbleiben.

B 3.4 Referenzliste der verwendeten Quellen

 Zur Erstellung des Umweltberichtes wurden die Quellen 1 - 5 herangezogen.
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Verzeichnis der verwendeten Quellen 

[1] Datenblatt der Strategischen Umweltprüfung des Regionalverbandes 
FrankfurtRheinMain 

abgerufen am 10.01.2024

[2] Luftbild 

Stand 2021

[3] Landschaftsplan der Gemeinde Neuberg 

Planungsgemeinschaft Zimmer/Egel GbR 

Stand 2001

[4] Gemeinde Neuberg - Bebauungsplan "Feuerwehr" 

Begründung und Umweltbericht 

Büro Thomas, Bad Vilbel 

Stand: Dezember 2023

[5] Bestandsaufnahme Feuerwehr Neuberg 

A. Köhler-Demel 

Dezember 2023
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